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MEINER LIEBEN FRAU 

GEWIDMET 



Vorwort. 



JOieser Vortrag ist In Gießen — in der Beihe der «Aka- 
demisehen yortrSge* — ein Jahr nach dem Inkrafttreten des 
IrancÖsischen Trennungsgesetzes gehalten worden. Der ge- 
waltige Stoff ist selbstverständlich nur skizzeniiaüt behandelt, 
doch sind die gesetelichen Bestiminnngeni deren Yorana* 
aetzungen eingetreten und welche iataKehlioh in 
Übung sind, in möglichster VoUaiHndigkeit — teOweiseinFonn 
von Zusätzen (duroh kompressen Druck hervorgehoben) — 
dargestellt Die Draoklegong der Arbeit wurde hinaosgeeehoben, 
weil man aof eine abschHefiende Aktion in Frankreldli wartete^ 
die aber an der Konsequenz der Haltung des Vatikans ge- 
scheitert ist. Demzufolge wird wohl vorläufig alles in der 
Schwebe bleiben. Einen kurzen Überblick Uber die £nt- 
widdung seit dem 11. Dezember 1906 und ttber den Stand 
der Trennungsfrage in DeatBchlaad bringt das Naehwort. 

Giesen, Pangsten 1907. 

J. IL JULIUS FBIEDBIGH. 
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„Garder la foi sans abdiquer la raison", den 
Glauben bewahren, ohne die Vernunft abzudanken — ist 
wohl das dunkelste Seelenrätsel, das die Beligion in die 
Brust ihrer Bekenner gelegt hat Wer kann sagen, er 
habe des Jtätsels Losung gefunden? — 

Garder la foi sauB äMUgfur la raison — ist auch die 
Zauberf oimel, mit der die römische Kurie und die orthodoxe 
katholisdie Wissenschaft^ den geoffenbarten und überlie- 
f erten christlichen Glauben in Einklang bringen möchte mit 
modernem Denken und Forschen. Dafi dabei der Glaube 
der Vernunft gegenüber zu seinem Recht kommt, dafiir 
bürgt die römisch-katholische Weltanschauung:^ 

Die Welt ist geworden und wird regiert durch den 
AVillen Gottes. Er manifestiert sich erstens in dem natür- 
lichen Gesetz, den natürlichen Beziehungen der Menschen 
untereinander und zu Gott: in Jb'amilie, Staat 

Zweitens zeigt^er sich in dem geoffenbarten Gesetz, 
in den übernatürlichen Beziehungen der Menschen unter- 
einander und zu Gk>tt: in der Kircha Hier zeigt er sich 
am deutliohsteiL Die Kirche ist die Manifestation des Wil- 
lens Gottes ica6* Uox^v. 

Das Fnndament der Kirche ist der christliche 
Glaube. Nur die Kirche vemag ihn aus der Bibel und 
der Tradition zu entnehmen. Nie darf sich weltliche Wissen« 



Vgl. z. B, P. Wasmann, Die moderne Biologie und die Ent- 
wicklungstheorie. 3. Aiifl. Freiburg 1907. 

*) YgL zum folgenden F. J. MoaUrt, Kirche und Staat oder 
cUe beiden Gewalten, üben. H. Honben , Maims 1881, S. Iff. 
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Bchaft oder Gesetzgebung unterfangen^ den Glauben zu 
definieren. 

Das Fundament der Familie, des iStaates ist dasNatur- 
gesetB, die Yernanft. Aufgabe der Vernunft ist: Das 
HoralgesetZy das allen Mensdien, auoh den weltUohen 
Regierungen als Richtschnur dienen muß, zu erkennen. 
Dabei muß aber der Glaube mitwirken, -wenn die Yemonffc 
nicbi ausrdcbt. Eb gehört daher zur Mission der Kirche^ 
das Moralgeseto zu verkünden, — feetzusetsen, was ehrbar, 
gexecht, erlaubt ist Wir sehen: Über der Vernunft steht 
allezeit kdfend, berichtigend der Glaube^ die Ejzche. Nie- 
mals vermag die Vernunft, der Staat, die Grundrechte der 
Kirche zu entdecken, wolü aber — aufgeklärt durch den 
Glauben — sie zu bestätigen. Die Vernunft darf das gött- 
liche Recht der Kirche ergänzen, z. B. das Recht der Ivirche 
auf Besitz statuieren. Niemals aber darf sie sich mit dem 
Glauben in Widerspnich setzen. Denn der Glaube ist zwar 
übervemünftig, aber nicht widervernünftig. Bei näherer 
Prüfung wird sich nämlich herausstellen, daß Vernunft, 
Wissenschaft und Glaube eins sind, weil sie alle von Gott 
stammen, Manifestationen sind des einen unteilbaren 
Willens Gottes. — Damit ist der Kreis geschlossen. 

Vom Standpunkte dieser Weltanschauting aus ist der 
Satz: Garder la foi sans abdiquer la raison für die Kirche 
kein Problem. Wohl aber ist das Verhältnis des Glaubens 
zur Vernunft, des Staats zur Kirche für den Staat ein 
Problem, seitdem es eine Kirche im Rechtssinne gibt. — 
Es ißt das Problem, das man mit dem Sclüagwort bezeich- 
net: Verhältnis von Staat und Kirche. — 

In unseren Tagen kämpft Frankreich den dritten 
weltgeschichtlichen Kampf mit der Kirche um eine Lösung 
des Problems, die der katholischen Weltanschauung nicht 
entspricht. Wir wollen auf die beiden früheren Epochen 
in der Geschichte Frankreichs einen Blick werfen, ehe ich 
auf die ikeigmsse eingehe^ die heute die Kulturwelt be- 
wegen. 
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Es ist bekannt, daß die gewaltigen Pfipete des Mittel- 
alters, Gbegor VH, Alexander IH, Innozenz HL und IV., 
Boni&z VULL, den Gedanken der skizzierten rdmiseh-katho- 
lisehen Weltemschaunng annähernd zur reoktUchen Verwirk- 
Uehnng verkolfoi kaben. Barans ergab sieh das Schema^ 
das man als Einheit von Staat und Kirche unter der Ober- 
heiTscliaft dei Ivirche bezeichnet. Der Staat ist der w^t- 
liche Arm, der Diener der Kirche, er ist als Vertreter der 
unvollk')niinenen, auf die Hilfe des Glaubens angewiesenen 
Vernunft zweiten Rangs. Die i\jrche ist die höchste irdi- 
sche Instanz, sie ist souverän. Die Kirche ordnet üire 
Beziehungen zum Staat nach ihren Grundsätzen. Aber 
deijenige Papst» der es yerstanden kat^ diesen Grundsätzen 
in seiner Bulle Unam sanctam den imponierendsten Aua- 
drack zu verleihen, Bonifaz VULL, war es auch, der die 
Sekwäcknng der Kiiokengewalt und das ii.llmg.tiliAhtt Er- 
starken des dem seinigen entgegengesetzten Prinzips kennen 
lernen mnDte: der Winkelt von Staat nnd EirGke nnter der 
Oberkerrsokaf t des Staats. Der Gegner, der ihm diese Er< 
kenntnis beibrachte, war Philipp der Schöne von 
Frankreich.* 

Man kann den Kampf Philipps des Schönen mit Boni- 
faz Vni. lUs den ersten Zusammenstoß des werdenden, mo- 
dernen Staats mit der Kiiche in Frankreich bezeichnen. Aber 
er bezweckte keine Trennung. Im Gegenteü. Die Lösung 
des Problems Garder la foi saiis abdiqiier la raison hat 
damals der vernünftige Staat und der gläubige König zu- 
gunsten des Glaubens, der unvernünftige und ungläubige 
Papst dagegen hat überhaupt keine Lösung gefunden. Man 
hat früher das Entgegengesetzte angenommen^ nämlich daß 
BonifasB VUL dem Franzosenkdnig gegenüber den wahren 

*) Vgl. H. Finke, Zur Charakteristik Philipps des Schönen, Vor- 
trag, gehalten auf dem Salzhurger Historikertag 1904 ''Mitt. d. Lost, 
f. österr. Qesch. Bd. 2« S. 201 ff.). — K. Wenck, Philipp der Schöne 
von i rank reich, seine Persönlichkeit und das Urteil seiner Zeit 
genossen. (Marb. Üekt. progr.; Marburg 1905. 
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Glauben Y^rtoidigt habe, und der gegen den Papst nach 
seinem Tode angestrengte KetaexprosEeO eine historische Un- 
gerechtigkeit sondergleichen darstelle. Allein seit das Aidiiv 
von Barcelona seine SoluitBe der Foxsdiung erschlossen 
hat^ haben deutsdie Gelehrte (Finke^ Wende, Scholz ^) dar- 
getan, daß Boni£s2 VIIL als Persönlichkeit und Kind seiner 
Zeit in eine Reihe zu stellen ist mit so manch anderem 
Vorläufer der italienisclien Renaissance, daß es mit seiner 
angobliclien elniichen mittelalterlichen Frömmigkeit nichts 
ist, daß diese vielmehr eher auf seiten Philipps zu finden 
war. Jedeufalls war die Opposition Philipps keine gegen die 
katholische Religion gerichtete. Schon eher kann man 
sagen, daß sie gegen die Kirche gerichtet war. Man kann 
sie bezeichnen als eine antipäpstliche Defensive. Sie 
richtete sich gegen übermäßige Beeinflussung der QeistUchen 
und der Politik Frankreichs gerade durch diesen Papst. 
Bonifae VIEL ist eine interessante Persönlichkeit in der Welt- 
geschidite. Von nnbengsamem Willen, heißem Temperament, 
Scharfsinn, Kenntnissen, prsktischer Erfahrung, war er als 
Juxist und Mensdi ein rechthaberischer Widerspmchsgeist, 
dabei ein tiberlegener Dialektiker und Gelehrter. Das ihn 
beherrschende zügellose Macht- und Kraftgefühl erzeugte 
in ihm Monsclion Verachtung, ]?uhmsucht^ Geldgier, laszive 
Sinnenlust. Alles andere war er, nur kein religiöser Glau- 
benseiferer, kein frommer Mann. Seien wir aber auch nicht 
ungerecht: die Cxotteslasterungen, die ihm nachgesagt werden, 
die Beschimpfungen des Christentums und seiner Sakramente, 
das Leugnen der Unsterblichkeit der Seele, die Propaganda 



^) Zu vwg^eichen ist insbescmdere: Bichard Sohols^ Die Pu- 
blizistik zur Zeit PhUipps des Schönen und Bonilu* V Tiff- ^[ait 6 — 8 
der kirchenreohtL Abb. v. Stutz 1903). Ders., Zur Beurteilung Boni- 

fa:<' VTTI. und seines sittlich-religiösen Charakteris, in Histor. Viertel- 
jalirsschnft IX 4 1906 S. 470ff. Heinrich Fiiike, Au? den Ta;5en 
Bonifaz' Vin., Münster 1902. K. Wenck, War Bonifaz Vill. ein 
Ketzer? (ffist. Ztschr. Bd. 94, N. F. 58 S. Iff. und Mitt. d. Instit f. 
österr. Oesch. Fonobg. Bd. S7 S. 186 ff.) 
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für emeznateiialistischeLebenBaiiffthssiiiigy für BeHMtsächtigw 
Erdenglück lagen damals in der Luft Es ist der Geeist der 
kommenden Benaassanoe^ der xms nmweht^ Die Hiasse der 
(Gebildeten ist der Religion gegenüber skeptisch und indif- 
ferent. An den Universitäten streitet man sich darüber, ob 
die Theologie eine Wissenschaft, ob das christliche Dogma 
vernünftig, Christus eine historische Person sei, das Cliristen- 
tnm Wert, habe usw., und versucht astrologische und physi- 
kalische Erklärungen für das Auftreten der Rchgionsstifter. 
Die Lösung unseres Probl^^ms ^garder la foi saus ab- 
diquer la raison" wird in Kirche und Wissenschaft 
von der Vernunft zugunsten der Vernunft versucht. 

Dann kommt die Zeit, da der Ruf nach Reform der 
Kirche in den Reihen der Gelehrten, innerhalb der Kirche und 
im staatlichen Lager laut wird. Uns interessiert dabei nur 
die ezzeptioneUe Stelhmg Frankreichs in diesen Kämpfen. 
Hier war es neben den antipäpstlichen Motiven der Angli- 
zismus, die Englandschwärmerei — wie J. Haller im 
1. Bande seines Werkes Papsttum und Kirdxenrefoim^ nach- 
gewiesen bat — die eine merkwürdige Erscheinung hervor* 
rief: die gallikanischen Freiheiten und den Gallikanis- 
muy. iMstore sind ein am 15. Mai 1408 verkündetes Gesetz 
(Libertos et franchises de l'Eglise Gallicane), das bis zum 
Konkordat zwischen Franz 1. und Leo X. vom Jahre 151G 
in Kraft war und den Papst von jeder unmittelbaren Ver- 
fügung über Ämter und Vermögen der Kirche in ij^rankreich 
ausschloß. 

Es ist die Zeit des kirchlichen SohismaSi da ein Papst 
in Rom und einer in Avignon, dieser unter Frankreichs 
Schutz, sidi gegenüberstanden. Mit den Kircheneinigungs- 
besirebungen geht in Frankreich Hand in Hand der Kampf 
gegen den päpstlichen Besteuerungs- und Gebuhren- 
erhebungsanspruch, der Kampf gegen die Besetzung 

') Berlin UiOB, S. 465 ff. Vgl. auch Ilaller, Der Ursprung der 
gallikanischen Freiheiten (Vortrag, gehalten auf dem 7. Historikertag 
in Heidelberg 1903) in Histor. Zeitachx., v. Sybel Bd. 91 N.F.55 S.19Ö ff. 
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der geistlichen Ämter dmrolL den Papst Die Umver- 
aität Paris hat tun die Wende des 14 Jahrhunderts großen 
Anteil an diesen Kämpfen. Aber die gallikanisohen Frei- 
heiten haben anOer der negativen, antipäpstUohen Tendenz 

auchi eine positive. Sie enthalten die Keime zur Bildung 
einer nationalon Landeskirche in Irankreicli, einer 
französischen Staatskirche nach enfrlischem Muster. 

Wie in England im Kampf gegen die Besteuerungs- und 
Sr»Henbesetziingsansprüclie dos Papstes die englische Staats- 
kirche ersteht, so entwickelt sich unter bewußter Nach- 
ahmung des engUschen Beispiels in Frankreich aus der De- 
fensive gegen päpsthche Eingriffe in den Machtbereich des 
Staats, gegen päpsthche übermäßige Einvnrkung auf die 
Geistlichen nnd ans der Giensspem gegen die Gesetae des 
Papstes eine Art Verbindung von Staatskirchentnm 
und staatlicher Kirchenhoheit nnter Schonimg jedoch 
der innerkirdilidien Interessen.^ 

Frankreich vennochte diese klare Anseinanderseteung 
nicht aufrecht zu erhalten. Im Konkordat von 1616 teilten 
sich Papöl und König in die friilier heiß umstrittenen Be- 
fugnisse: der König ernennt Bischöfe und Abte, die päpst- 
lichen Annaten werden wieder eingeführt, auf den Satz des 
Baseler Konzils, daß der Papst unter dem Konzil stehe, 
wird verzichtet» 



Der GalHkani'^mns , die lehrhafte wissenschaftliche Be- 
handlung der gallikaiujscheu i^eiheiten. in der declaratio cleri Galli- 
cani von kat dieses Verhältais des Staats zur Kirche dahin for- 
muUert: 

1. Der Papst hat in weitüchen jDingen nichts mitaiiueden, kann ins- 
besondere den Kttnig nicht absetien. 

8. la geistlieheii Dingen ist er dagegen ledigUcih dnnh die Siipe> 
nmitit des IBConnls in GemAfiheit der Kenstanger BescUfisae b»- 
soliiinkt. 

8. Überhaupt ist er an Konzilsschlüsse gebunden und bat aooh die 

gallikanischen Gewohnheiten zu beobachten, 
4. In Glaubenssacben entHnheidet er allein. Doch sind seine Dekzete 

ohne Zustimmung der Kirche nicht irreformabeh 
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Das Konkordat von 1516 blieb die Grundlage des 
Verhälinisses von Staat und (kathoHsoher) Kirehe in 
Frankreich bis zum linde des 18. Jahrhunderts^ bis 
zur fransösisohen Revolution. Damit sind vnt bei der 
zweiten Epoche im Kample FrankreichB mit Papst und 
Kirche angelangt. Die französische Revolution hat eine 
Lösung unseres Problem.-, nicht gefunden, kaum versucht, 
sondern sehr bald den Glauben einfach ei-schlagen, die 
Kirche abgeschafft. Man kann aber nicht sagen, daß Leit- 
sätze wie der eines Mirabeau: La France doit etre d(M atlio- 
lic^e oder Fetat est athöe et doit l'^tre nach dem Herzen 
des französischen Volks gewesen wären. Napoleon kannte 
seine Franzosen besser, als er 1801 den katholischen Kult 
wiederhersteUte und die Kirche in Frankreich wiederein- 
richtete. Was zwischen dem Konkordat von 1516 und dem 
Konkordat von 1801 lag, war nur eine vorübergehende 
Episode, ein revolution&rer antireligiöser, aus Freiheits- 
taumel und Autoritätenhafl geborener Ausbruch der irre- 
geleiteten Volksleidenschaft. Das Volk hatte ja audi zu- 
nächst ganz andere Aufgaben zu erfüllen. Es war in der 
Revolution eben erst zum Bewußtsein seiner selbst gekom- 
men, hatte Eigenart und Entstehung der Monarchie kriti- 
siert, das göttliche Recht des Monarchen verworfen, den 
Volkswillen zum Trägei drs StMafs erhoben, den republi- 
kanischen G^edanken vorbereitet. Mit einem "Wort: die Re- 
volution war in erster Linie eine politische und soziale, 
aber keine religiöse. Der Historiker Aulard hat in einer 
interessanten Studie über den 1793 eingeführten Vemunft- 
kultus, betitelt Le cnlte de la Raison et le Oulte de FEtre 
supr^e seine Ansicht dahin ausgesprochen, daß der Ver- 
nunftknltus mehr einem praktischen politischen — aller- 
dings audL antiklerikalen — Bedturibiis entsprach, als daß 
er antikatholisoh oder antichristlioh genannt werden 
könnte, und hat diesen Gedanken in seiner 1901 erschie- 
nenen Histoire poUtique de la Revolution fran9aise weiter 
ausgesponnen. Er sagt: Le culte de ia Raison fut mouis 
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nn chargemeat ifiehtstiang) de la consdenoe religieiue des 
Fran9ai5 qa*im ezpödient (Mittel) de defense patriotique 
oontre le dorgö catholique. H arriva pea k pea qae ce 
ctdte 86 tranafoima en cnlte de la patrie. 

Das Vaterland, Staat tind Geeellschaft zu. refonnieron, 
galt es vor allem. Pas erschien wichtiger als die Reform 
des Verhältnisses von Staat nnd Kirche. Anch hat sich 
hier die i'ranzösische Revolution nicht zu klaren Prinzipien 
durchznringen vermocht.^ Nur eine Tendenz ist dentlich 
erkennbar: Die Bewegung ist in allen ihren Teilen gegen 
den Papst gerichtet. Schon die constitntion f'ivile du 
clerge de France vom 12. Jnli 1790, die nach Einziehung 
der Kirchengiiter die Kirchen der Zivügewalt unterstellte, 
Bischöfe und Pfarrer von politischen Wahlkörpem wählen 
ließ, verbot die kanonische Investitur der Bisoköf e 
durch den Papst, ordnete die Kirchenverfassung 
ohne diesen. Als Pins VL die Konstitation veirdanunte^ 
war Deportation, GniUotinierong der kirchentrenen Priester 
die Folge. Dann kam der Knltas der Vemnnfi^ der bald von 
dem des höchsten Wesens abgelöst wurda Am 20. September 
1794 beschloß der Nationalkonvent für keinen Kidt mehr 
Kosten und Gehalt zu bezahlen. Durch die Gesetze vom 
21. Februar, 29. September 1795 und 28. Dezember 1799 wurde 
eine Art Trennung von Staat und Iviiche unter Garantie- 
leistung der Freiheit clor Kulte eingeführt, die Öffentlich- 
keit der Kultausübung wes(mtlich eingeschränkt, die gotte=>- 
dienstliche Versammlung strenger polizeilicher Bewachung 
unterworfen, der Erwerb von Kultuslokalen zu Eigentum 
oder zur Miete verboten. Inzwischen hatte ein Gesetz; 
vom 30. Mai 1795 den Gtemeinden den freien Gebranch der 
nicht veräußerten Kultgebäude zu Kultuszwecken wieder 
gestattet. — Also ein fortwährender Wechsel in der Be- 
urteQung der religiösen und kirchlichen Frage ^ je nach 
den Bedürfhissen der Politik. 

^) Neuere Literatur hierzu bei S&gmüller, Tremxung von Kirche 
und Staat 1907, S. CXXXX. 
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So ist denn auch das Konkordat von 1801,* das 
die Grundlage des Verhältnisses von Staat und Kirche in 
Frankreich bis zum 11. Dezember 1905 gebildet hat, ein 
Akt der reinen Politik gewesen und auf Seiten Napoleons 
keineswegs religiösen Motiven entsprungen. Am 19. März 1801 
Bchiieb der Hinister des Äußern Talleyrand dem französi* 
sehen Gesandten in Rom, Cacault: Die Anhänglichkeit des 
größeren Teils der französischen Yolksmasae an ihren reli- 
giösen Ideen war keine Sdiimäre, und die Begienm^ der 
Bepublik hat verstanden, daß jene Gefühle Interessen und 
Bechie zeitigten, die Yon der Verwaltung su wahren sind. 
Pius Vn. nahm das Konkordat aus ZweGkm&Oigkeitsgninden 
an. Er begründete sein Annahmeyotnm mit den Worten: 
Apostolicam potestatem ad ea omnia proferre (duximus) 
qiiae extraordinariae temporum rationes atque bonum pacis 
et unitatis ecclesiae a nobis postulaverunt. — Sein Rechts- 
standpunkt war der, daß f^v dem Staat einen Teil seiner 
kanonischen Befugnisse schenkungsweise überlasse, als Pri- 
vileg, als reine jederzeit widerrufliche Liberahtät. Napoleon 
seinerseits verfocht, wie sich bald zeigen sollte, den ent- 
gegengesetzten Standpunkt: Er hielt das Konkordat nur 
insofern für bindend und die Bürger verpflichtend^ als er 
es in Form eines Staatsgesetses publizierte. 

Der wesentliche Inhalt des Konkordats ist be- 
kannt: 

Die französische Bepublik erkennt an, daß die katho- 
lisch- apostolische-rönusche Beligion die der Mehrheit der 

Burger sei. Sit garantiert freie Öffentliche Kultausübung. 

Der Papst bewilligt eine neue Zirkumskript ion der Diözesen 
(10 Metropoliten, 50 Bistümer). Die Bischöfe werden vom 
ersten Konsul ernannt, sie leisten ihm den Treueid. Die 
Bischöfe stellen als Pfarrer nur dti ilegierung genehme 
iCandidaten an und umschreiben die Pfarreien. Alle wäh- 
rend der Revolution nicht veräußerten Kirchen müssen dem 

VgL u. a. P. Wirts, Bas fraiusösisehe Konkordat von 1801 
im Arch. f. kath. K.-B. Bd. 85 S. 209 £f. 

Vriedrleli, Die Trennsiiff Ton StMt nnd Kirehe. 2 
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Gottesdienste, soweit sie dazu nötig sind, ansgeliefert wer- 
den, bleiben aber Eigentum der weltlichen Besitzer, die 
Diözesankathedralkirchen Staatseigentum, die Pfarr- und 
Vikariatskirchen Geiiieindeeigentum. Andererseits entsag 
die Kirche allen Ansprüchen auf das während der Revo- 
lution veräußerte Kirchen gut. Und die wichtigste Be- 
stiinmimg: Der Staat verspricht Bischöfen und Pf ar* 
rem auskömmliches G-ehalt und läßt Stiftungen zu- 
gunsten der Kirche zu. Der erste Konsul hat die Becbte 
der ftanadBiflchen Könige beim Heiligen StnhL 

Pins X hatf als die Trennongssaolie in Frankreioli 
kritisch worden das Konkordat einen beide Teile bindenden 
völkerrechtlichen Vertrag genannt nnd damit die dritte 
mdg^ohe BeorteQung der Beditsnatnr eines Konkordats 
«am Ausdruck gebracht. Wie wenig die fransösische 
Regierung diese Ansicht billigte, geht aus einer brieflichen 
Äußerung Talleyraads vom 2Ü. August 1801 hervor. Er 
schreibt: Wenn der erste Konsul die Konvention (das Kon- 
kordat) ratifiziert, wird es ihm möglich sein, die größeren 
Unzuträglichkeiten, die aus ihrer Anwendung nach dem 
Buchstaben entstehen könnten, durch besondere Er- 
lasse, die die einzelnen Unzuträglichkeiten beträ- 
fen, abzuschaffen Diese besonderen £rlasse|y die zusam- 
men mit dem Konkordat durch Staatsgesetz vom 18» 0er- 
minal des Jahres X. (18. April 1802) pnblisiert worden, sind 
die sog. Organischen Artikel Sie schränken die 
Rechte der Kirche ans dem Konkordat wesentlich 
ein. Die Publikation aUer Dekrete answärtager Kirdien- 
oberer, also insbesondere auch rein geistiidxe Akte des 
Papstes, die Abhaltung inländischer Konzilien wurde von 
der Genehmigung der Regierung (des Staatsrats) abhängig 
gemaciit. Die Bischöfe haben Residenzpflicht und dürfen 
ihre Diözese nur mit Genehmigung des ersten Konsuls ver- 
lassen. Nuntien, Legaten, apostolisclie Vikare, Kommissare 
dürfen nur mit Genehmigung der Regierung in Frankreich 
ihre j^unktiouen ausüben. Und die wichtigsten Ab- 
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weichungen vom Konkordat: Alle IJnischreibangen 
erfolgen im Emverstftndxds der weltlichen und der geist> 

liehen Gewalt Alle Q-eistlichen müssen Franzosen sein, 
die niederen Geistlichen werden vom Bischof ernannt und 
von der Regierung bestätigt. 

Diese organischen Artikel sind — man mag das Kon- 
kordat auffassen, wie man will — ein formell gültiger 
einseitiger Staatsakt; inhaltlich bedeuten sie, insoweit sie 
mit dem Konkordat in Widerspruch stehen^ einen Ilechts- 
bmchy mindestens eine Verletzong von Treu und Glauben. 
Napoleon war Terpflichtet^ das Abkommen nnverändert als 
Staatsgesetz zu publizieren, wenn es noch den Namen eines 
Abkommens verdienen sollte. 

Die organischen Artikel sind von der französisöhen 
Rogienmg niemals in voUer Strenge gehandhabt worden. 
Noch im Jahre 1868 hob dies Olivier, der Minister Napo- 
leons HL, im Coips l^gislatif ausdrücklich hervor/ Daraus 
ergab sich eine Fülle von Streitfragen, namentlich 
bei der Besetzung von Bischofsstellen. Das um so 
mehr, als die organischen Artikel von der Kurie niemals 
anerkannt worden sind. Pius VIL hat alsbald (am 25. Mai 
1802) duich Kardinal Consalvi bei dem franz.ösist lir n 
sandten Cacauit in Rom protestieren lassen, durcli Kardinal 
Caprara (am 18. August 1803) bei Talleyrand. Noch am 
26. Juli 1904 schrieb der Kardinalstaatssekretär Meny del 
Val an die französische Regierung, das Konkordat sei von 
den organischen Artikeln verschieden, diese stellten ^en 
einseitigen Akt der franssösischen Regierung dar, gegen den 
der Heilige Stuhl fortwährend protestiert haha Dieser Rechts- 
zustand hat gedauert bis zum 11.* Dezember 1905, dem Tag 

Er sagte am 10. Juli 1866: Hs ne sont pas aztentte tona lea 
jonxB. On na las tize da laor nteiit et da laur obsowitö que dans lea 
oocasioiis importantaBi qnand on Taut ae donnar l'apparaiioa da &ire 

qnelque chose en ne faisant rien. 

') BieReR Datum ist nicht genau. Nach den Bestimmungen des 
Dekrets vom 5. November 1870 ist das Geaets in Paris erst am 13. Da* 

2* - 
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des Inkrafttretens des TrenrnrngsgesetEes. Audi das Tren- 
nnngsgesetz vom 9. Dezember 1905 ist nicht plötaüicli vom 
Himmel gefoUen. Es würde aber zu weit föbzen, auf die 
weobselvollen Schicksale der katholischen Küche in Frank- 
reich wahrend des 19. Jahrhunderts des näheren einzugehen. 
Die Tendems auf smten der Kurie ist: Festhalten am 
Konkordat um jeden Preis; diejenige des Staats: All- 
mählicher Ausschluß der Kirche von allen Kultui- 
aufgaben, insbesondere von Armen-, und Kranken- 
pflege, vom Unterrieht, Vorweisung der Kirche auf 
das rein religiöse (robiet, Kampf gegen den politi- 
schen Katholizismus. 

Ludwig Xviil. erklärte die katholische Religion zur 
Staatsreligion, führte die Sonntagsruhe ein, schäfte die 
Ehescheidung ab, vertraute die Seminare deh Bischöfen 
an« Die schon 1794^ — mit Ausnahme dnjenigen für 

Unterricht und Krankenpflege — vertriebenen, durch die 
organischen Artikel von neuem verbannten Mönchsorden, 
die das Konkordat nicht berücksic'}iTi<i;i Imtto, kommen in 
der Restaurationsepoche i l 814 — 183Üi ^vi^der. Die Ordon- 
nanzen Karls X. von 1828 sprechen liinen das Recht auf 
TJnteiricht ab. 1830 verspricht Louis Philippe die Unter- 
richtfi&eiheit^ ohne sein Versprechen zu halten. Der Anti- 
katholizismus, der religiöse Indi£ferentismus wächst. Das 
allgemeine Wahlrecht der Februarrevolution bringt viele 
gläubige Katholiken in die gesetzgebende Versammlung, und 
in der zweiten Republik gelangt die katholische Kirche in 
Frankreich 7ai hohem Ansehen. Die Loi Falloux von 1850 
gibt den V »iksschul- und Gymnasialunterricht frei Alle 
Lehiordeu, insbesondere die Jesuiten, kehren zurück. Die 
dritte Republik^ gibt den ganzen höheren Unterricht und 
die Gründung freier Universitäten frei, hia endlich 1880 der 



zember 1905 anwendbar (exöcutoire) geworden, da kier der „jüur fraiic 

»prte la publicatkni daas le JontnaL of&M'^ besteht, im übrigen 

Ekaokreich „un jour fnmc apito rairivte du Joani«! olfidel au chef- 

lieo de cJiaqne sntmdissement." 

Die Jesuiten schon 1762. 
*) Neue Literatur zum folgenden bei Sägmü.llery Trennung 

von Kirche und Staat ib07, S. CXXXX. 
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Antrag Jnles Feriyp auf Ausschluß der Jesuiten und aller 
nicht autorisierter Orden vom Unterriclit ohne Senats- 
beschluß die Aufhebung aller nicht autorisierten Orden er- 
zielt. Das Gesetz vom 28. März 1882 verbietet den Reli- 
gionsunterricht in den öffentlichen Schulen (doch kann der 
Lehier ziigleich Gütlicher sein). Der Be^eionBunterricht 
muß anllenialb des YolksBcholgebändee erteilt 'werden und 
ist nur in Privatschulen fakultativ gestattet. Das Schul- 

fesetz von 1886 verbannt die Priester definitiv ans der 
chule. Am 1. Juli 1901 zwingt Waldeck - Rousseau alle 
Kongregationen, die staatliche Grenehmiguug einzuholen. 
Das Gesetz vom 7. Juli 1904 unterdriickt den Ordensunter- 
richt. 

Im übrigen^ herrschte in Franla'eich seit der Erklä- 
rung der Mensohenreclite Glanbens- nnd GewissensjEreiheit. 
Die Bennruhigung der xeligidsen Meinnng war verboten, 
solange diese nicht die Staatsordnung störte. Niemand durfte 
^en anderen znr Annahme oder Aufgabe einer E;eUgion 
zwingen, außer der Vater seine minderjähri^^r'n Kinder. 
Das Bekenntnis durfte keine Voraussetzung zur Erlangung 
eines Staatsam ts bilden. Der Privatkult war völlig frei. 
Der Kultverein bedurft« staatlicher Genehmigung. 

Die anerkannten Kulte (der katholisöhe, protestan- 
tische — reformierte nnd lutherische — ^ israelitische^ musel- 
mannische nach maleMtaschem Bitus in Algier) wurden 
gesetzlich geschützt und organisiert Wenn man das 
Veiliflltnis von Staat nnd katholischer Kirche in Frankreich, 
das sich auf Grund des Konkordats von 1801 entwickelt 
hatte, in eine der üblichen Formeln bringen will, so kann 
man sagen: Es bestand Kultfreiheit unter einer Art 
staatskirchlicher Kirchenhoheit. Der Staat ,,garantiert 
nicht nur die unbeschränkte Freiiieit des Gottesdienstes, 
sondern aucli die Disziplin der Kultdiener". Diese werden 
teils von ihm ernannt, teils wird ihre Ernennung von ihm 
bestätigt. Er besoldet sie; er kontrolliert die Verwaltung 
der Kirchengüter, die YeröffentUchung kirchUcher Erlasse. 

^) Zum folgenden vgl. Lebon, Staatsrecht der französischen Re- 
publik, in v. Marquardsens Handbuch des öffentlichen Hechts lY, I, 
% 1886. 
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Vielleicht ist niclit ohne Interesse, sich nach rlem 
Beamten appa rat unizusehen, Her diese Befugnisse Malir- 
nahm. £s ist die Ministerialdirektion des Kultus. 
Dem Kabinett des Direktors waren vorbehalten: die 
Eraeniningen der Bischöfe, die poUtiflche Disziplin des 
Elenis, die Konflücte mit der geisüicnen G^alt^ die Semfan- 

Sen an den Staatsrat wegen Amtsmißbrauch (appeb comme 
'abus), die Streitigkeiten zwischen bürgerlichen Gemeinden 
und den kirchlirhen Verwaltern des Pfarreivermögens, den 
80f^. Stiftungsräten (conseil de fabrique), endlich Prozeß- 
sachen. Unter dem Direktor arbeiteten drei Miniöte- 
rialabteilungen, eine für den katholischen Kult, eine für 
alle übrigen Kulte imd eine für das Rechnungswesen. Die 
erste Abteilung zerfiel in vier Bureaus, die sich mit 
dem Personal des Klerus, der Oiganisation und Verwal- 
tung der Kapitel, Seminare, Pfarreien, Hilfspfarreien, mit 
dem Vermögen der Kirchenfabriken usw., den Kongregatio- 
nen, Gesrhenken nnd VprmäphtTn'ssen zugunsten der Kirche, 
der weltlichen Vei'\vaitung der Diözesananstalton, den kirch- 
lichen Umschreibungen, den Diözesangebäuden usw. usw. 
befaßten. 

Dieser umfassenden fürsorgenden und schützen- 
den Tätigkeit des Staats in kirchlichen Dingen hat 
das zwanzigste Jahrhundert ein j&hes Ende bereitet 

Am 23. März 1903 formuliert Combes seine kirchen- 
feindlidie Politik im Senat. 

Am 30. Juli 1904 bricht Frankreich die diplomati- 
schen Beziehungen mit dem Papst wegen der Vorladung 
der Bischöfe von Laval und Dijon nach Rom ab. 

Ende Oktober 1904 erfolgt die Kündigung des Kon- 
kordats. 

Am 9. Februar 1905 legt das Ministerium Rouvier 
durch Kultusminister Bienvenu Martin den Trennungs- 
gesetzentwurf vor. Der Papst protestiert in der Aliocutio 
vom 27. März 1905. Nur 3 853 238 Franzosen erklären 
sich unterschriftHch gegen die Trennung. Die Kammer 
nimmt das Gesetz am 8. Juli 1905 mit 841 gegen 233, der 
Senat nimmt es am 7. Dezember 1905 mit 179 gegen 
103 Stimmen an. Damit war die Trennung rechtlich 
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vollzogen. Das Gesetz trägt das Datum des 9. Dezember 

1905, ist im Journal officiel am 11. Dezember 1905 publiziert 
worden und iiat nach dem Bulletin des lois die Übersclirift 
erhalten: Loi concernant la Separation des eglises et de Tötat. 

Zur Sicherung der Ausführung des Gesetzes, 
wie es dort, heißt, geeignete Maßregeln sind durch drei 
Aasführungsdekrete ^ getroffen worden. 

Das Gesetz zerfällt in 6 Titel: Principes — Attri- 
bation des bieiis. Pensions — Des 4difioes des cultes — Des 
Associatioiis pour Texercioe des cultes — Police des cultes 
— DispositioiiB genitales. 

Aus seinem Inhalt möchte itsh. ntir einiges hervorheben: 

Das Trennungsgesetz ist nicht antireligiös; denn 

1. es sichert die Gewissensfreiheit und gewährleistet 
die freie Ansftbung der Knlte — mit den einzigen Be- 
schränkungen, die das Gesetz selbst im Interesse der öffent- 
lichen Ordnung verfügt (Art. 1 und 31); 

2. es schützt die Kultausübungen (les exercices d'un 
cuJte) gegen Störung durch Unruhe oder Unordnung f Art, 32), 
soweit nicht die strengeren Bestimmungen des Code penal 
platzgreifen (Art. 33); 

3. es schützt die Kultgebäude gegen Mißbrauch, näm- 
lieh vor Abhaltong politischer Versanmilangen in ihnen 
(Art 26); 

4* es schützt die klassifiaierten Koltgebäude und 
Kultgegenstände d. L diejenigen, welche kfinstkrisohen oder 
historischen Wert haben, erklärt sie prinnpieU für unver- 
äuHerlich nnd unübertragbar. 

Alle dem öffentlichen Kult dienenden Gebäude inkl. 
Wohnhäuser usw. werden innerhalb 3 Jahren neu ergänzend 
klassifiziert (Artikel 16), soweit sie als Gkmzes oder in ihren 



IMcratB 1. da 99 dAeemliie 1905 siar riiiTeiitaixe praacrit par 
rurdde S de la loi de Separation; 8. du 19 janvier 1906 sur les pen- 
sions et alloeations prSvues par Particle 11 de la loi do Separation; 
3. du 10 mars 1900 sur l'attribution des biens, les ödifioes, les MSO- 
dations cultaellea et la poUce des cultes. 
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Teilen künstlensclien oder Imtorischeii Wert haben. Über 
Archive jmd Bibliotheken, die sich in kirchlichem Be- 
sitz befinden, "wird Inventar eniGhtel^ nnd ee werden die als 
Eigentum des Staats festgestellten diesem zurückerstattet. 

Die nach dem Gesetz vom 30. März 1887 odnr kraft 
dieses Gesetzes klassifizierten Gebäude sind unveräuüeriich 
und unübertragbar (inalienables et imprescriptibles). Gestattet 
der Minister des öffentlichen Unterricht« und der schönen 
Künste den Verkauf oder Tausch eines klassifizierten. Ob- 
jekts^ 80 hab€ai Yorkanf siecht ^droit de Preemption): die 
Knltnsvereine, die (Gemeinden, die Bepafftements, die Ha- 
seen und Gesellschaften für Knnst nnd Archäologie ^ der 
Staate Will keiner von diesen kaufen, so ist der Verkauf 
frei, aber nach außerlialb Frankreichs verboten (de le trans- 
poii»r hors de Franrr r Art. 17 Abs. 3). Ausbesserungs-, 
Herstellungs- oder IJnterhaltungsarbeiten dürfen an klassi- 
fizierten Gebäuden oder Gegenständen nur mit Genehmi- 
gung des Ministers der schönen Künste angefangen und 
nnter Überwachnng ausgeführt werden — bei Yermeidnng 
einer Strafe von 16 — 1500 frcs. gegen Eigentnmeri Besitzer, 
Verwahrer, die die Arbeit angeordnet haben. Ber Besuch 
der klassifizierten Gebäude und der Ausstellung der klas- 
sifizierten Gegenstände ist öffentlich nnd ohne Abgabe 
(Art. 17 Abs. 6). 

Das Trennungsgesetz ist aber auch nicht spezifisch 
antikatholisch, nicht gegen den katholischen Glauben 
gerichtet; denn erstens unterwirft der Staat die Kirche 
nicht kurzerhand dem allgemeinen Vereins- und Ver- 
sammlungsrecht, er vridmet ihr ein besonderes Qesete, das 
die Überschrift trSgt: loi concemant la Separation des ^lises 
et de Vötat^ Er macht damit eine Yerbeogmig vor der 
früheren Staatskirdie, der kath(dischen Kirdie, die ja fast 
ausschließlich in Betracht kommt — eine Yerbeugung, die 
allerdings einen AbscMedsgmß bedeutet: denn von der 
Überschiift abgesehen, lehnt das Gesetz die Bezeichnung 
eglise für Kultgemeinschaft ab; nur hier und da tauchen 
Reminiszenzen an die früheren etablissemefUs ecd^ias- 
tiq^ues auf. 

Ferner aber ist das Trennungsgesetz, soweit es bei 
einem Staatsgesetz dieses Charakters möglich war, auf den 
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katholischen Kult und seine hierarchische Gliederung 
in Frankreich fömüich zugeschnitten. Die neuen Kultus« 
veroine sollten den seitherigen Kirchengemeinden, dieKultus- 
vereixunrerbände sollten den Diözesen und Erzdiöaesen ent- 
spiedhen. Das Gesetz deutet das in Art 4 mit den Worten 
an: assodations qm, en seconfonnant anxr^glea ^argamsaHan 
gMraU du culU^ dont dies se prc^osent d^assnrer Tezer- 
cice. Zum Übetflnfl hat Mmister dtoenceau dies mehrfach 
betont. In seiner Rede in La Roche-snr-Yon in der Void^e^ 
seiner Heimat, vsprach er am 30. September 1906 von den 
durch das Trennungsgi s t z ix* sicherten Privilegien der 
Kirche, die der Vatikan niclit annehmen wollte. Die Re- 
publik lasse doch den Katholiken volle Freiheit des Glau- 
bens — allerdings nicht auf den Boden des kanonischen 
Rechts, des katholischen Kirclu n rechts, sondern auf dem 
Boden des französischen Rechts.- Und ein andermal hat 
Clem^nceau das Treunungsgesetz als ein Geschenk be- 
zeichnet, das die Republik der Kirche habe machen wollen. 

In einem Punkte allerdings ist das G^sete auch anti* 
katholisch: 

1. Es richtet sich gegen den politischen Katholi- 
ziamuSy und insoweit dieser sich mit der Kirche identifi- 
ziert, gegen die katholische Kirche. 

Damit haben wir eines der Grundmotive des Gesetzes 
gefuiden. Der Staat jagt die Kirdie von dem Platze, wo 
sie politisch eine immer innigere Verbindung mit dem 
Staate zu ilireni Vorteil einzugehen gesonnen war, hinweg. 
Er versagt ihr den Platz an seiner Seite, den Platz einer 
etlüsch £]^lGichwertigeii Kultui'anstalt , eines ebenbürtigen 
Kulturträgers. Die katholische Kirche und alle übrigen 
Religionsgemeinschaften werden in ihrer seitherigen Eigen- 

' i Darunter hat man zru verstehen, daß die Icatholischen Kultus- 
vereine mit Pfarrer, Bischof und Papst „in Verbindung" stehen müssen. 
Vgl. SägmüUer, Trennung von Kirche und Staat 1907, S. 89. 

*) Kiich einer Notis der Traakfnrter Zeitang yom 1. Oktober 1906, 
Horgenblatft. 
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Schaft als Personen des öffentlichen Rechts, als poEtische 
Machtfaktoren einfach aufgehoben (sont supprimes, 
Art 2 Abs. 2). Sie werden unter der Bezeichnung ^^ta- 
hUauments püblies i» evUe^ und yiOrgmmaHo» pMiqtw des 
eultes (mUrimiiremmU reconma par VJBUU" verabschiedet. 
Jede offizielle Anerkennung ihres ethischen oder sozialen 
"Wertes, jede moralische oder wirtschaftliche ünters tützung 
wird ausdrücklich abgelehnt: La lUpublique ne reoon- 
nait, .ne salarie ni ne subventionne ancun culte. In diesen 
Worten ist der Trennungsgedanke mit bemerkenswerter 
Kürae und Schärfe ausgesprochen. Die Kirche wird in die 
Position eines, die Staatsinteressen nur entfernt, nur indirekt 
berührenden Privatvereins, einer Privatanstalt verwiesen. 

2. Aber noch mehr: die Republik will die Kirche 
zwingen, sich in den staatlich festgesetzten Formen in 
das Privatleben, nämlich in die Kultusvereine und die Ver- 
bände der Kttltusvereine zmiickzuziehen, zwingen durch 
Androhung vermögensreditlicher Nachteile für den Fall der 
Weigerung. Daß dieser Fall der Weigerung in dem Um- 
fange eintreten würde, in dem er eingetreten ist, daran 
scheint der Gtesetzgeber nicht gedacht zu haben.^ Die 
Bildung der Kultvereine innerhalb Jahresfrist scheint viel- 
mehr die selbstverständliche Voraussetzung für alles übrige 
gewesen zu sein. 

Das Journal officiel vom 26. September 1906 hat die 
erste Liste der neuen Kultus vereine veröffentlicht: 48 prote- 
stantische, worunter 12 in Paris, 1 israelitische, 2 katho- 
lische. — Ein klägliches Ergebnis. Dabei sind die beiden 
katholischen Bildungen (in Culey im Maasdepartement und 
in Puymasson im Departement Lot-et-Garonne) rechtsun- 
gültig — nach katholischem Kirchenr^ht, weil sie trotz 
Verbots des Papstes geschehen, also schismatisch sind — 



^) Die Literatur für und gegen die Kultusvereine ist massenhaft, 
eine Übersieht bei Sägmüller, Trennung von Kirche und Staat. 
Mainz 1907, S. B7 Amn. 1. 
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nach französischem Staatsrecht, weil sie sich der allgemei* 
nen Oi^gaiusation des katholischen KultuB nicht angepaßt 
haben nnd nicht anpassen honnen«^ 

Der Staat hat die Kirche auch gezwungen, die In- 
Tentnr des Kirchen Vermögens zum. Zwecke der Aus- 
esnandersetBimg im abgetanfSenen Jahre über sich ergehen 
KQ lassen — wo es notwendig war, mit physischer, mit 
Waffengewalt. 

In den Tageszeitungen hat man gelesen von gewalt- 
samen Eröffnungen der Kirchengebäude, von Verhaftungen 
sich "widei'setzender Priester, von Entlassung der St^iats- 
beamten, die sich den Befehlen der Präfekten bei Yomakme 
der Vermögensaufaahmen lücht beugten. 

Das Inventar (l'inventaire descriptif et estimatif) muß 
enthalten (vgl untenerwähntes Ausführungsdekret Art ö£f .) 
die den Kultusanstalten gehörenden beweglichen und unbe* 

weglichen Güter und die in ihrer Nntznießiing stehenden 
Staats-, Departements- und öemeindegüt^r. Es wird auf- 
gestellt contradictoirement mit den gesetzlichen Verti-eteru 
(representants legaux) der Knltusanstalten ou ceux dü- 
ment appeles par une notihcation faite en la forme ad- 
ministrativa l>ie inventierenden Staatsbeamten können 
sich Titel nnd Dokumente (titres et docnments), die in Be- 
tracht kommen, vorlegen lassen (anront le droit de ae 
faire communiquer — utiles k leurs Operations). VgL hierzu 
Decret du 29 decembre 1905 sur Tinventaire prescrit par 
l'article 3 de la loi de Separation. Art. 1 : der Generaldirektor 
der Domänen ernennt die Beamten (agents) — in der Regel 
Finanzbeamto. Art. 2: der Domänendirektor der Departe- 
ments bestimmt im Einvernelmien mit dein i'iäitjiiLt Tag 
und Stunde der Maßnahmen, wovon die betreffenden Eir- 
ohenbeamten fünf Tage vorher benadurichtigt werden. Die 
Bürgermeister können assistieren. Vertreter der Kirchen- 
behörden können beiwohnen. Art 4 Abs. 2 und Instruktion 
des Kultusministeriums vom 30. Dezember 1805: Im Falle des 
Widerstands kann nach erfolgloser nochmaliger Aufforde- 
rung des Präfekten Gewalt unter Zuziehung der Polizei 



') Das Zivilgericht von Bar-le-Duc war anderer Ansicht und hat 
den Verein in Culey für gültig erklärt. 
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HncTcwandt werden (avec le concoors d'un officier de police 
judiciaiie). 

Die Inventur war wo gat wie beendet, aber es fehlten 
die Koltnsvereme, denen die selüierigen Beligionflgeinein- 
sduften ihrVennögen bis spätestens 2mnll.DeEeaiberl906* 
überliefern sollten. Kadbdem die Empfiinger dieses Ver- 
mögens ausgeblieben waren, benotete der Staat — aller- 
dings nnr vorübergehend — geschickt eine gans anders ge- 
meint gewesene Bestimmung in einem Ausführungsdekret, 
wonach die Vermögensmassen, zu deren Übernahme sich 
kein Knltusverein gebildet hat, oder die der etwa sich dort 
bildende Verein nicht übernehmen will, nach dem 11. De- 
zember 1907, an staatliche, weltliche Woliltätigkeitsanstalten 
übergehen sollen, benutzte diese Bestimmung, um bis zum 
11. Dezember 1907 die ganze Aaseinandersetsungsfrage in 
der Schwebe zu halten. 

3. Zwingen will aber auch der Staat die neuen Kol- 
tuBvereine nnd ihre Geistlichen , sich peinlidi genau anf 
ihre religiösen Zwecke (Art^ 19), ihre Glanbensbetätigongen 
innerhalb des ihnen gelassenen Wirknngskrebes^ zn be- 
schränken. 

a) Er gibtVorsduiften über die Benutzung des Ejrohen- 
glockengeläutes zu religiösen Zwecken und — etwas klein- 
lich anmutende — über die Aufbewahrung der Schlüssel 

zum Glocken tu i-me. 

Feierlichkeiten, Prozessionen und sonstige äußere 
Betcätigungen eines Kultus (ceremonies, processions et autres 
manifestations exterieures d'un culte) unterliegen nach wie 
vor den Bestimmungen der Art. 95 und 97 des Gemeinde- 
gesetzes (loi muniüipale) vom 5. April 1884. — Das Glocken- 
geläut e (les sonneries des doches) wird gemeindebeliöid- 
fich geregelt (par arr6tö municipal) und fa& Bürgermeister 
und Präsident (president) oder Direktor^Leiter (directeur) 
des Kultttsvereins uneins sind (en cas de desaccord) durch 
Verfügong des Präfekten (par air6t4 pr^ectoral). Die 



^) ^Si< jedoch oh&k S« 19 Anm. 9. 
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AnBfüliTangsverordiinng^ regelt die Bedingungen und 
Umstände, nnter denen das Glockengeläute für bürger- 
liehe Zwecke verwendet werden darf: Der Beschluß 

(l\arrete) über den Gebrauch der Glocken zu bürgerlichen 
oder religiösen Zwecken (l'usage des cloches tant pour 
les sonneries civiles que pour h^s sonneries religieuses) 
ist vor der Absendung an den i'rälekteii oder Unterprä- 
fekten dem Präsidenten oder Direktor des Kultusvereins 
mitraiteUen. Dieser kann binnen 14 Tagen eine sohiiftliche 
nnd begründete Entgegnung (ime Opposition öcrite et mo- 
tiv^) an den Bürgermeister richten und erhält hierüber 
eine Empfangsbescheinigung (rec^pisse). Nach Ablauf der 
Frist übersendet der maire den Bescliliiß dem Präfekten, 
worauf der Beschluß ausgeführt, erden kann (est execu- 
toire) — falls keine Entgegnung emgelangt ist, nach den 
Bestimmungen der Art. 95 und 96 des Gesetzes vom 5. Mai 
1884 (wenn er eine dauernde Regelung enthält, 1 Monat 
nadi Bücksendung des Duplikats — falls nicht der Präfekt 
sie für sofort ausführbar erU&rt oder ihre Ausführbarkeit 
annulliert oder suspendiert). Ist eine Entgegnung einge- 
langt, so bestimmt der Präfekt den Geltungsbeginn. — Die 
Kirchenglocken (les cloches des edifiee? f^er^^ant ä l'exer- 
cice public du culte) können zu bürgerlichen Zwecken (aux 
sonneries civiles) im Falle gemeiner Gefahr (perü commun) 
verwendet werden, die sofortige Hilfe erheischt (qui exigent 
un prompt secours). Nach Art. 51 Abs. 2 können femer die 
Glocken, welche auf einem dem Staate einem Departement 
oder einer Gemeinde gehörigen oder einem Kultusvmin in 
Gemäßheit der Art. 4, 8, 9 des Gesetzes vom 9. Dezember 
1905 zugeteilten Gebäude sich befinden, unter den Um- 
ständen benutzt werden, unter denen die Verwendung durch 
Gp«etz oder Reglement vorgeschrieben ist, oder durch Qrts- 
gebrauch anerkannt (autorise par les usages iocaux). Art. 52 
gibt Garantien gegen die mißbräuchliche Benutzung der 
Glocken durch den Kultusverein oder die politische Ge- 
mdmde. Ein Schlüssel zum Glockenturm ist in den Händen 
des Präsidenten oder Direktors des Kultusvereins, ein anderer 
in Händen des BüigonneiBters, der nur für das ^bürger- 
liche Geläute'^ (les sonneries civiles) und die Unterhaltung 
der Kirchenuhr (rhorloge publique) davon Gebrauch machen 



*) D6cret du 16 mars ll>06 sur rattribution des biens, les 6difioe8| 
les asflociations cultuelies et la police des cuites. 
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darf. Ist der Eintritt zum Glockentuim nicht unabhängig: 
von dem zur Kirche, so ist der Kirchentuischlüssel bei dem 
Bürgermeister zu deponieren. 

b) Er verbietet, religiöse Zeichen oder Embleme auf 
öffentlichen Denkmälern oder Plätzen anzubringen — mit 
Ausnahme der Koltgebäude^ der Friedhöfe und Grabmäler, 
der Museen und AuaiteUungen (Art 28). 

e) Er verbietet jeden Zwang zur Ausübung oder Nioht- 
ausübung eines Kultus, zum Emtritfc in einen Kultverein 
oder Austritt aus einem solchen (Art 19, 31). 

d) Er bedroht mit strenger Strafe die Besdiimpf ung 
oder Verleumdung eines Staatsbeamten durch einen Geist- 
lichen am Kultorte (Art. 34). 

e) Er bestraft auf das härteste einen Geistlichen, der 
es wagen sollte, durch Reden, Anschlag: oder Verteilung 
von Schriften, in denen zum Widerstand gegen die Oesetze, 
oder rlio gesetzlichen Amtshandlungen oder znm Bürger- 
krieg aufgefordert wird, sich am Kultorte zu vergehen 
(Art 35). 

f) Er droht den Kultusdienem Strafe an, die entgegen 
den Bestimmungen in Art 2 des Gesetzes vom 28. Dezem- 
ber 1882 an Kinder im Alter von 6 bis 18 Jahren, die die 
üffentlichen Schulen besuchen, ReUgionsuntemdit innerhalb 
der Schulstunden erteilen (Art 80). 

g) Er stellte unter Strafe die Geistlichen, die Veran- 
stalter einer gottesdienstiüchen Versammlung, ja die Ver- 
mieter des Versammlxmgslokab, -wenn der Abhaltung des 
Gottesdienstes nicht eine Erklärung bei der Ortspolizei- 
behörde, daß diese stattfinden werde, und die Bezeicliiiung 
des Lokals, wo sie stattfinden soll, vorausgegangen ist — 
eine Bestimmung, die dem allgemeinen Versammlungsrecht 
entnommen, aber bereits wieder aufgehoben ist.* 

In den Zeitungen konnte man lesen, daß auch die katholi- 
schen Kultusvereine^ die, ohne den Spezialbestimmungen des 



*) Vgl imten S. 46. 
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TieimiingsgesetadB zu entspiwcheii, sich hier und da in Frank- 
Twsh auf Grund des aUgemeinen Vereins* nnd Verssmm- 
longsrechts bereits gebfldet habeui sidi dieser Auflage^ ihren 

Gottesdienst anzumelden, nicht nnterwerfon ^wollten, da es, 
wie sie sehr nclitig hervorheben, dem Staat bekannt sein 
dürfte, in welchen Lokalen und an welchen Tagen, zum 
großen Teil seit vielen Jahrhund ei*teü, der Gottesdienst in 
Frankreich feiert wird. Ais der Staat trotzdem darauf 
bestand, hatten die Erzbischöfe von Bordeaux und Lyon 
für ihre Sprengel bereits nachgegeben. Da kam am 10. 
zember 1906 die Nachricht, daß der Papst auch die An- 
meldung der gottesdienstlichen Zeitordnung bei der Orts* 
Polizeibehörde verboten, und der Eizbischof von Bordeaux 
daianffaxn seine fröhere Erlaubnis snr Abgabe der £rkl&- 
rang "wideinif en habe. 

Fragt man nnn, wie ist es am 12. Desember 1906 in 
Fjtankreich geworden, nachdem sich die vom Gesebs vor- 
gesehenen katholiBchen Knltnsvezeine nicht gebildet haben, 
80 ist die Antwort nicht ganz einfach. Die Kirche hat 
aufgeliüit, als solche zu oxistieren, Erzbischöfe, Bischöfe 
sind staatsrechtlich nicht mehr vorhanden. Sie sind 
geworden zur: V Organisation publique des cultes anUrieure- 
ment reconnus par und ihre representants Ugaux, Man 

wartet auf die associations du culte samt ihren directeurs, 
presidents, administrateurs, wie die Kiichenoberen in Zu- 
kunft heißen sollen. Die dem Staat oder den Departements 
oder den bürgerlichen Gemeinden gehörigen Kirchen- 
gebäude gingen alsbald in den Besitz dieser £igenttuner| 
die der Kirdie gehörigen in die Zwangsverwaltnng des 
Staats über; den GeistUdien wnrde nur die tatsftohlicihe 
Verfügung darüber gelassen, die der Kirche gehörigen Ge- 
bände sollten, wenn sich anch bis zum 11. Dezember 1907 
trennnngsgesetBÜche Knltusvereine nicht gebildet hätten, 
den gemeindlichen ünterstütsungs- nnd Wohltätigkeits- 
anstalten überA'iesen werden. 

Was den Gottesdienst betrifft, so konnte er nach 
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der nenerliclien EntacUießtuig des Papstes, der auch die 
Anmeldung des Ckvttesdienstes auf Gbund des allgemeinen 
YeraammlungBrechis verboten hat, nur mit Genehmigung 
der Staatsregierung stattfinden. Die entgogenstehenden 'Wei- 
sungen der Erzbischöfe sind für den Staat nicht verbind- 
lich gewesen. Die geistlichen Geräte konnten dabei und 
bei Leichenfeiern nur benutzt werden, wenn der Staat sie 
zu diesem Zwt;c ke herausgab. — Nahm ein Greistlicher, ohne 
Zeit und Ort des Gotte-dicnstes anzumelden (einmalige ge- 
nerelle Anmeldung genügte für ein Jahr), diesen vor, so 
wurde er protokolliert^ d. h. er erhielt ein Stcaimandat. Das 
Delikt war aber nach Art 29 des Gesetzes ein reines Polizei- 
delikt, d. i. wurde mit geringer Geldstrafe und wohl nur 
einmal im Jahre geahndet^ weil es als ein auf einheitlichem 
Entschluß berohendes und einheitlich ausgefohrtes sog. f ort^ 
gesetztes Unterlassungsdelikt anzusehen war.^ 

Ein gegen widersetdiche Geistliche eingeleitetes Ver- 
fahren führte zur Ausweisung des päpstlichen Nuntiatur- 
sekxetftrs Montagnini aus Erankreich; man warf ihm vor, 
aufhetzende Korrespondenz zwischen dem Kardinalstaats- 
sekretär Merry del \^al und den französischen Bischöfen 
und Geistlichen vermittelt zu haben. 

Das Privileg der Priester, nur ein Militär jähr dienen 
zu müssen, ist infolge der Trennung von Kirche und Staat 
erloschen, wie dies der Kriegsminister bereits im Verord- 
nungswege konstatiert hat. 

Von den Vorteilen und Wohltaten, die ihr das 
Trennungsgesetz bietet, hat die katholische Kirche bereits 
einen recht ausgiebigm Gebramdi gemacht. Vierzehn Tage 
nach Publikation der Enzyklika Vehementer nos bat der 
Papst bereits franzosische Bischdfe, ohne das bisherige No- 
minationsrecht der französischen Regiemng zu respektieren, 
geweiht In der Bretagne fingen die katholischen Gteist- 



*) Die ^anze Bestimmung ist aber inzwischen als unhaltbar und 
z\^'&cklos aufgehoben worden, vgl. unten S. 45. 
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lichea an in der bietonischen Sprache za predigen nnd über- 
traten damit bewußt ein seitheiiges Verbote Aber, was 
wichtiger ist, die Pensionierung der älteren, seither vom 
Staate besoldeten Geistlichen auf Staatskosten und die 

staatlichie Uiitei sl üizung (allocation) der jüngeren lui' lueiirere 
Jahre hat der Staat vorn ^1 Linen müssen. 

Nach Artikel 11 können diejenigen Kultnsdiener, 
die bei Publikation des Gesetzes mehr als 60 Jahre alt sind 
imd mindestens 30 Jahre vom Staate bezahlte kirchliche 
Amt^enste versehen haben, eine jährliche, lebensläng» 
liehe und 'j^ ihres Gehalts entsprechende Pension 
erhalten. Bei einem Lebensalter von über 45 Jahren nnd 
mindestens 20 jähriger Dienstdauer beträgt die Pension die 
Hälfte des Gehalts. Die Pension ^!^^^^^ 1500 frcs. nicht über- 
steigen. Bei Todesfällen erhalten die Witwen bis ^/^ des 
Betrags der EnhcL';* hälter, die Witwen mit Waisen bis zur 
Hälfte. Der Einspruch der Waisen erlischt mit ihrer Groß- 
jähhgkeit. 

Alle übrigen Knltnsdiener (vgl oben), die gegen« 
wältig der Staat besoldet^ erhalten während vier Jahren 
nach Abschaffung des Knltusbudgets eine staatliche Sub^ 
vention (allocation): im ersten Jahr das ganze Gehalt, im 
zweiten '/g, im dritten ^^^^ hn vierten Gehalts. 
i m Kultusdiener in Gemeinrlon von unter 1000 Einwohnern, 
die dort im Amt bleiben, werden die Perioden verdoppelt 
(la duree de chacune des q^uatre periodes ci-dessus indiquees 
sera doublee). 

Das Ausführungsdekret vom 19. Januar 1906 Sur 
W peimonB 0$ aOoet^ions privues par VarÜ^ 11 dela hide 
tiparaUon teJlt die Zuwendungen ein in 

1. Pensions viagöres 

&. la chaige de l^^itat» 
h) aooordäes par les d^pwrteoients et las oqmmunes, 

. 2. AUocations tempondies. 

Der BittsteUer muH sich an den Prftfekten des Depar- 
tements wenden, in dem er zuletzt staatlidi bezahlte Funk- 
tionen ausgeübt hat. Der Präfekt ernennt zur Prüfung 
der Bitte eine Kommission (und deren Präsidenten), unter 
deren Mitgliedern der Generalsekretär der Präfektiir oder 
ein Mitglied des Präfekturrats sowie zwei Bevollmächtigte 
des Finanzministeriums sich befinden. Das letzte Gehalt 
Friedrieb, Die TreoBang von Staat und Kirche. 9 
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'Wild zugnmde gelegt PtSlekl» und Kommission sendw 

üue Beschlüsse dem Kultusminister ein; dieser entwirft das 
von dem Finanasminister mitzaimterzeiclmende Dekret Gegen 
die Entscheidung des KnltusministeES ist Rekurs an den 
Staatsrat zulässig. 

Das Recht, Rnhf^gehalte und Subventionen zu bewilli- 
gen haben auch die Departements und die Gemeinden bzgl. 
der von ihnen zurzeit besoldeten Kultusdiener. Vgl. hierzu: 
drculaire du 24 mors 1906 relative aux petmons et allocatiotts 
gm peuvettt Hn aecoräies par les eommuneg amx mmisires dos 
eiäUs* Anf Grand der mUieren Gtesetegebong erworbene 
Ruhegehaltsrechte, sowie die den Dienern dar Yarsohiedenen 
Kulte oder ihrer Familie gewährten UntersttttBungen blei- 
ben unberührt. Nach Art. 5 des Ausführungsdekrets 
vom 19. Januar 1906 kann der Kultusdiener, der sich be- 
reits im Genuß emer Pension oder anderen Gehalts des 
Staats, eines Departements oder einer Gemeinde befindet, 
zwischen dieser und der ilim nach Art. 11 des Trennungs- 
gesetees zustehenden wfililen. Ebenso der dans rotganisa- 
tion publique des cultes befindliche Kultusdiener^ der eine 
Pension aus der Caisse g^^rale des retndtes eocl^siastaques 
besieht 

Die Pensionen können mit keinem anderen Ruhegehalt 
des Staats, der Departements oder Gemeinden vereinigt 
werden. Ausnahmen sind in Art. 5 Ab>. 3, 6 des Ausfüh- 
rungsdekrets vom 19. Januar 1906 für den Kultusdiener 
statuiert, der kirchliche Funktionen ausübt, die sowohl 
vom Staat wie von Departement oder Gemeinde bezahlt 
werden; er kann die Pension kumulieren (peut cumuler les 
pensions). Art 8£E. regeln Witwen- und Waisenpensicmen. 

Die Pensions dekrete werden im Journal officiel ver- 
öffentlicht und im livre des pensions du Träsor puUio 
eingetragen. Gegen die im Emtragnngszertifikat enüiialtene 
liquidatum ist Beschwerde an den Staatsrat smlftsng. 

Die Pensionen xmd Zuwendungen sind (wie die bürger- 
lichen Pensionen) unübertragbar und anpfändbar. Sie er- 
löschen bei Verurteilung zur Freiheits- oder entehrender 
Strafe oder wegen Vergehens gegen Art. 34, 35 des Gesetzes; 
außerdem bei Verlust des französischen Bürgerrechts für 
die Dauer des Verlusta. 

Die Ansprüche auf Pension müssen innerhalb 
Jahresfrist von der Veri^undigung des Gesetzes an 
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gestellt werden» widrigenfalls der Anspruch er- 
lischt. 

Der Grenuß der Pensionen und Allokationen beginnt 
nach Art 13 und 22 der Ausfiihrangsyecordnnng vom 
19. Januar 1906 am 1. Januar 1906. 

Nun hatten bis zum 15. April von 38800 in Betzacht 
kommenden Klerikern 27242 die Pensionsgesucfae einge- 
leichty bis zum Oktober 1906 ca. 90 %. Darunter 2 Bisdiöfe^ 

die je 1500 frcs. Pension beziehen.^ Nimmt sich dieses 
Faktum angesichts der päpstlichen Verdammung des Tren- 
nungsgesetzes etwas merkwürdig aus, so kann man da- 
gegen dem niederen Klerus wegen seiner Haltung keinen 
Vorwurf miachen. Für ihn ist seine Stellungnahme zum 
(rpsctz eine Existenztrage; denn ob es der Kirche gelingen 
wiidy jährlich 42 Millionen für Gehalte der Geistlichen imd 
weitere 20 Millionen für den Gottesdienst aufzubringen, ist 
doch mehr als zweifelhafte Der Staat aber hatte an 
Pensionen und Zuwendungen schon für 1906 35 Millionen 
vorgesehen. — 

Nieht vor Erzbisokdlen und fiisdi5fen (den directeurs 
und piMlents des Gesetsses^ Kathedralen und Ksicihen 
(den locaux du culte) bat die Franzosenkfilinbeit Halt ge- 
macht — sondern scheinbar nur vor einer einzigen Li- 
stan2Sj der ehrwürdigen Gestalt Pius' X. Seine Heilig- 
keit den Papst mit einem Verbandspräsidenten oder Ver- 
bandsdirektor zu identifizieren, hat doch Frankreich nicht 
übers Herz gebracht. Aber der Gesetzgeber hat den Papst 
empfindlich LT getroffen, er hat ihn ignoriert, völlig 
ignoriert. Kultusminister Briand hat nun gemeint, daß 
diese Ignorierung des Papstes in seiner Eigenschaft als 
völkerrechtlicher Person der Grund sei, weshalb Pius X. 
am 11. Februar 1906 so schroff und ablehnend das Trennungs- 



Nach einer Zusammenstelliiag in der Frankfurter Zeitung vom 

17. Dezember 1906 Abendblatt bezogen damals 16 278 Geistliclie Pen- 
sionen , B991 ZuwendusgeiL auf vier Jahre und 13031 solche auf 
acht Jahre. 

8* 



Digitized by Google 



— 36 — 



gesetz in dor Enzyklika Vehementer no«* verdammt und 
in der Enzyklika Öravissimo officii munere vom 10. Augusi 
1906* die Bildxmg der Knltvereine verboten habe. Man 
ilrird aber nicht annehmen können, daß er, nnd weiter, daß 
die Personen, die hinter ihm nnd ihm znr Seite stehen, einer 
solchen Handlungsweise Mhig wären in einer Sache von 
weltgeschichtlifsher Bedeutung; mag es selbst riditig sein, 
wie die Tagespresse behauptet hat^ der frauzosenfreundliche 
JRampoiia und der französische Kardinal Mathieu d'AgHardi 
hätten bei dem Papst Gehör nicht gefunden und seien 
durch die spanisch-deutsche Partei im \'atikan, Merry del 
Val, sowie die Jt suiten- und Kapuzinergeneräle aus dem 
Felde geschlagen worden. Nein, der Protest des Papstes 
hat einen viel tieferen (irund. Die Ignorierung des Papstes 
bedeutet nichts anderes, als was die Ignorierung, die Auf- 
hebung der katholischen Landeskirche bedeutet: die Ne- 
gierung der katholischen Hierarchie, der rechtlichen 
Ghnmdlagen der kathohschen Kirche und des katholischen 
Dogmas, insbesondere des Yaticonums, des Tridentinums, 
ja des gesamten katholischen Kirchenrechts. Das 
TrennungsgesetoB ist ein antikirchenrechtliches, ein anti- 
päpstliches Gesetz. Das Nan ptamnus des Papstes kam 
aus der Tiefe der Seele und der Uberzeugung. Er konnte 
nicht anders handeln. Er mußte, wie sein Vorgänger im 
Syliabus errorum von 1864, die Trennung von Staat und 
Kirche verdammen. Er mußte vom Standpunkte des 
katholischen Kirchenrechts, des katholischen Dog- 
mas und der katholischen Weltanschauung aus diese 
Lösung des Problems garder la foi sans abdiquer la raison 
verurteilen, mußte in dem Frankreich, das durch die 
Kammermajorität vertreten wurde, die Erzfeindin der katho- 
lischen Kirche und ihres Rechts erblicken, die Feindin, die 
danach trachtete, die katholische Kirche in Enmkreidk in 

*) Abgedruckt und tibersetzt bei Sägmüiler, Trennung von 
Kirche und Staat, 1907, S. XXXTTTff. 

Abgedrackt und überaetst beiSftgmaller, a.a.O., S.LXXXIViL 
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Quear Sichtbarkeit in den Knltnsvereinen zu begiaben. Des- 
lialb konnte Pins X., wollte er konsequent sein, ^ aueh 
nioiht ans Zwedkmäßigkeitsgränden die Knlträeinsbildnng 
dizlden,^ obwohl dadnrdi voäänfig ein modus ^vendi ge- 
schaffen, das rortbesteh«! des katholischen (Gottesdienstes 
und kirchlichen Lebens garantiert worden wäre. Eine Zeit- 
lang Sellien es so, als sei der höhere franzövsische Klerus 
dieser Ansicht Man sprach sogar von einer historischen 
Fälschung der Beschlüsse einer Bischofsversammlung durch 
tlen Papst. Am 30. Mai hatte eine Versammlung von 
77 Bischöfen in Paris in geheimer Sitzung sich mit einer 
Mehrheit von 22 Stimmen für Bildung der Kultvereine 
ausgesprochen. Der „Temps^ hatte durch Indiskretion 
Kenntnis von den Beschlüssen erlangt. Als nun der Papst 
in der Enzyklika Ghravissimo offidi munere sidi über die 
beinahe einstimmige Terwexfimg der Kaltweine dmdk die 
Bisdiof^versammlung aussprach, erhob sich dagegen ein 
Stmm der Entrüstung in der Fresse. Er legte sich, als 
die Bischöfe am 4. September ihr Votum revozierten und 
die These aufteilten, dafi der Papst allein das Kecht habe, 
die Kirchenpolitik zu dirigieren, die Grenzen zwischen Staat 
und Ivirche zu bestimmen.^ — Damii stehen sich, da der 
moderne Staat diese Grundsätze nicht anerkennen kann, 
die Republik Frankreich einerseits, alle offiziellen Kepräsen- 
tatiten der kat Ii oli. sehen Kirche in Frankreich: Papst und 
Bischöfe andererseits als erklärte i'emde gegenüber. 

Wie konnte das kommen? Die treueste und geliebtes te 
Tochter der Kirche ihre Feindin? Sind wirklich, wie Paul 
Sabatier* meint, der Bruch mit Rom, die Kündigung des 
Konkordats, die Unterdrückung des Kultusbudget nur ent- 
fernte Konsequenasen, äuDere Symbole einer intellektaeiUen, 

*) Vgl. S&gmüller a. a. O., S. 48. 

•) Vgl. den Hirtenbrief (lettre des; ^vSques de Franc«) yom 7. Sep« 
tember 1906, abgedruckt bei Sägm aller a a. O. Ö. XCIff. 

') In seinem Buche A propos de la Separation des eglises et de 
l'6tat. 4. Aufl. Paris 1906. 
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movaUschen, religiösen Evolution Frankreichs? Oder sind 
es nicht vielmehr Akte berechnender Politik der znfftUig 
über die Geschicke Frankraidis entschoidendffli Kammer- 
mehibeit der Redilmleny SoriftKaten und der übiigeii IGi- 
glieder des aatiUerikaleii Bloos? 

Die Antwort auf diese Üragen könnte nur mit einer 
Geschichte der Trennnngsidee in IVankreich gegeben 
werden. Der liteFaihistoriker Emile Faguet hat ein Buch 
darüber geschrieben: L'Anticlericalisme, Paris 1905. Seine 
Schluß fol gelungen sind überzeugend, doch scheidet er zu 
wenig scharf den Antiklerikalismus von der Irreligiosi- 
tät; auch scheint er mir zu weit zurückzugreifen. Er versucht 
durch die Jahrhunderte hindurch den Kinfluß nachzuweisen, 
den christentumsfeindliche oder gar atheistische Politiker, 
Denker und Dichter der Franzosen auf das Volk gehabt 
haben. Er nennt Montaigne^ Descartes^ Bayle, Molito — 
Montesquieu, Voltaire, Rousseau^ Diderot Die Trennungs* 
frage ist aber eine moderne. Vi^ näher läge es, den Ro- 
manen Emile Zcdss in diesem Znsammenhang eine entsdiet- 
dende Wirkong Euzuschreiben^ den drei antikatholiscshen nnd 
antüderikalen Las trois viUes (Rome, Lonides, Paris) und 
den drei sodalen, eine Religion der Znknnft veikändenden: 
Travaily Ftondit^, Veritd. Oder man kdnnte denken an 
jene einflußreiche neue Historikerschule oder Historikerver- 
ciiiiguiig i:i Paris, die eine umfassende Geschichte der Re- 
volution vorbereitet, Chuquet, Flamm ermont, Seignobos, 
Ch assin, Champion, Toumeux, und deren Haupt Aulard we- 
nigstens ein erklärter Gegner des katholischen Klerus ist. 

Den oft hervorgehobenen Einfluß des in Frankreich ja 
sehr ausgebildeten Freimaurertums auf die Bewegung 
braucht man wohl mit Sabatier^ nicht allzu hoch zu ver- 
anschlageni wohl aber ein anderes Moment, das Sabatier 
nach meiner Ansicht unterschätet: das BeisiHd Amerikas. 
Sabatier sagt^ wenn es sich nur um das Knltnsbndget 



') a. a. 0. S. 8. 
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handele, könne man in Amerika Beispiele finden. Aber in 
den Vereini^^ren Staaten sei die Trennung nur ein „Wort 
und ein Schein" (aux Etats-Unis, la Separation n'est qu^un 
mot et une apparence).* Das ist unrichtig. Freilich ist 
die Trennung in Amerika nicht konsequent durchgeführt*; 
aber Sabatiers Behauptung, sie bestehe im wesentlichen 
dacini daß der Staat keinen Kult besolde, weil man bei 
dem eiBtaiuilxohen Qevimmel (fonnnillement) der £jiofaen 
und Sekten nicht daian habe denken können, alle Geiet- 
Hche za besolden, nnd deshalb keinen besoldet habe^ ist eine 
stark übertriebene. 

¥üi die Vereinigten Staaten von Nordamerika vgl. 
Unions Verfassung vom 17. September 1787 (Art. VI. 3): 
No religious test shall ever be required as a qualification 
to any offioe or public trost nnder the United States und 
(Amendement I vom 15. Deeember 1791): Congress shall 
make new law respeoting an establishment of religion or 
parohibiting the free exerdse thereof. 

Die Trennung ist nicht vollständig; und nicht in allen 
Staaten in gleicher Weise durchgeführt. Es hnden sichi 
zahlreiche Durclilücherungen des Prinzips, z. B.: 

1. Die Militärpflicht kann aus religiösen Motiven durch 
Geld abgelöst werden (kirchenholieitliches Privileg): Pennsyl- 
yanien, Jfew-Tork. 

2. Der Staat verbietet nnd bestaraft die Blasphemie als 
ein Delikt gegen Gott und führt strenge Sonn- und Feier- 
tagsordnnng ein (Staatskirchentnm), weil die christliche Be- 
ligion fsogRr die Bibel als Gesetz) im common law stets an- 
erkannt worden sei: Connecticut^ Peunsylvanieu, Massa- 
chusetts. 

3. Der Staat urdnet kirchliche Gottesdienstfeiem oder 
religiöse Eiöffnung des Kongresses durch besonders an- 
gestellte Gheistliche an (Staatskirchentnm oder Kirchenhoheit]^ 
2. B. die Begieningen der Staaten oder der Präsident der 
Union Dank-, Büß-, Fasttaga 

4. Der Staat beschränkt den Vermögens-, insbes. den 
Grandbesitzerwerb der ßeligionsgeeeUschaften. 



1) a. a. O. S. 8. 

*) So wenig wie in Belgien, wo der Staat die Kirche dotiert. 
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ö. Vürmäclitniöso zu religiösen Zwecken werden ver- 
boten: Virginien, oder im Interesse der Erben auf gewisse 
Betrl^e besdiränkt: Ne^^^ork, lowtk Vezmächtiusse oder 
Scdieiucimgeii sind ungültig, wenn sie nidit 1 Monat^ 2 Mo- 
nate, 1 Jahr vor dem Tode unter Beobachtung gewisser For- 
malitäten abgefaßt wurden: Pennsylvanien, Newyork, lowa^ 
Michigan, Delaware. 

6. In einzelnen Stnatpn können kirchliche Vereine und 
Institnte überhaupt kein« juristische Persönlichkeit erwerben 
und müssen sich zwecks Gesetzesumgehung der Treuhänder 
(trustees) als Strohmänner beim Vermögenserwerb bedienen: 
Yirginien. Oft wird sie nur durch Beschloß der Legislative 
oder auf Widerruf derselben oder für eine bestinunte Zahl 
von Jahren (Georgia 14 Jahre) verheben. 

7. Der einzelne Kirchenbeamte kann keine „Korpo- 
ration" darstellen, also ein Bischof nie Eigentümer des Diö- 
zesnnkirchenguts sein, damit nicht indirekt die kirchenrecht- 
liche Theorie von der juristischen Persönliclikeit des bischöf- 
lichen Stulils oder der Diözese zur Geltung kommen kann. 

8. Arbeiten an Sonntagen, Vergnügen, Lustbarkeiten, 
Verkauf geistiger Getränke ist vielfach — verfassungs- 
widrig (?) — verboten; die Verbote entsprechen aber aen 
Anschauungen der Majorität des Volks. 

9. Fast überall ist das kirchhche Vermögen von Staats-, 
Grafschafts-, Ortssteuern befreit und in Virginien, Connecti- 
cut, Texas haben die Geistlichen das Privileg, der Befreiung 
vom Schöffen- und Geschworenendienst. 

Dagegen tritt der Trennungsgedanke deutUch zu Tage: 

1. in dem Ausschluß des Religionsunterrichts in den Volks- 
schulen; 

2. in dem Ausschluß des Studiums der Theologie von den 

Staatsuniversitäten ; 

3. in der Hervorhebung der prinzipiellen Trennung der 

„Institution, deren Zweck die Unterstützung und Aus- 
breitung der Religion ist" von der Staatsgewalt (from 
the poUtical goyemment) in den Verfassungen der 

Einzel Staaten; 

4. in dem V erbot, eine Staatskirche zu errichten oder eine 
Heligionsgesellschaft zu begünstigen; 

5. in dem Verbot, Staatssteuem zu religiösen Zwecken 
zu erheben. 

— DieseAngaben sind zusammengestellt aus Hinschius ' 
Verhältnis von Staat und Kirche, in v. Marquaidsens Hand- 
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buch des öffentliclien Rechts und aus Holst, Staatsrecht der 
Veiemigten Staaten von Nordamerika» daselbst lY. L 3. 1884. 

Näher kommt der Wahrheit seme weitere Behauptang, 
die Trennung in Amerika sei ein tate&chlicher Znständ (nn 
dtat de fait), eine durchans empirische Lösung eines Pro* 

Vlems, für welches Frankreich eine anf Reflexion beruhende, 

logische und idealische Lösung i^iaisonne, logiq^ue et ideale) 
suche. 

Die Trennung von Kirche und Staat in Amerika ist 
mit der IJnionsverfassunö; vom 17. September 1787 entstan- 
den.* Sie war eine Sache der praktischen Vernunft, 
der Tat — nicht des Worts, nicht des Scheins. Der Ameri- 
kaner ist überhaupt kein Mann des Worts und des Scheins, 
sondern der praktischen vernünftigen Tat, Weit eher könnte 
man den Franzosen einen Mann der Phrase und des Scheins 
nennen — des Scheins so sehr, daß er z. B. oft nnmorali- 
scher scheinen möchte, als er ist, -wie ihn Fagnet* treffend 
charaktexisiert hat. Dann aber kommt hinzu, daß der Ameri- 
kaner im Durchschnitt viel religiöser ist als der Franzose.* 
Das beweist die großartige Entwicklung der katholischen 
Kirche in Amerika — von der protestantischen und den zahl- 
reichen Sekten ganz abgesehen — , die trotz der Trennung 
erfolgt ist- Das beweist andererseits für Frankreich die 
Tatsache, daß die Kurie vor den letzten Kammerwahlen in 
Frankreich die Zahl ihrer gläubigen kirchentreuen Wähler 



') Vgl. J. Tardiveli La aitaation relfgieuse avx ittats-Unis 
1900. Pietsoh in HtBtor.-PoUt. Blätter 127, 1901, & 158IF. Soziale 
Eevue III, 1903, S. 310 ff. At, La Situation religieuse aux itttkia- 
Vma. Illasion et rSalltes 1902. Meaux, L'^Use catholique aux 
Etats-TTnis, 1904. A. Andre, Les catholiques aux ^^tats-Unis de 
l'Amerique du Nord, 1905, und weiter die bei Sägmüller, Trennung 
von Kirche und Staat, Mainz 1907, S. 3 Anm. 1 und S. 27 Anm. 2 zit. 
Literatur. 

a. a. O. S. 43 £f.} Fanfaronß de vices: a. a. 0. >S. 45, und S. 4ti: 
il tient infinSment et il prend ua pkiair inflni k paaser pour Tttra* 
') Vgl. Fagnet a. a. 0. S. 9. 
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selbst nicht höher als auf wpmgf^ MillioneD veransohlagt hat 
Der Erfolg hat ihr recht gegeben. 

Aber auch einen gemeinschaftlicken Charakterzug 
haben beide Völker, der in dieser Frage eine größere Rolle 
spielt, als es scheinen möchte. Beide verachten die 
Tradition % und lieben klare einfache Verhältnisse/ 
beide den bequemen, gesunden Menschenverstand, 
den bon sens.' Ihirch das Wesen des Amerikaners me des 
Franzosen, ihre G«sel]igkei<^ ihren Handel, ihre PoUilk geht 
ein grofier Zug. Das kann man von Amerika in noch 
höherem Maße sagen als von Frankreich. Dieser sogenannte 
Amerikanismus,* der unter. Zuiulienakme der Kidiur 
der alten Welt einen Typ ausgebildet hat, dem vielleicht 
die Zukunft gehört, ist eines der vielen modernen Ideale 
wie in Deutschland so namentlich auch in rrank reich. 

Der Anglizismus hat, wie wir sahpn, die gallikani- 
schen Freiheiten geboren. Der Amerikanismus muß 
als eines der Grundmotive, die zur Trennung von Staat 
und Kirche in Frankreich geführt haben, bezeichnet werden. — 

Aber er bildet nur eines der Grundmotive. Das Haupt- 
motiv ist urwüchsig, kein au^pfropftes Rais; es ist in 
Frankreich selbst gewachsen, richtiger in den Franzosen. 



*) Es ist. dies der horreur de la tradition. der nach Fa^'uet (a.a.O. 
S. öö; in Frankreich den mepris des 1Ü3 pour ies pöres et des ^löves 
ponr las mattres eneugt und der auch rar Entstehung der Eespekt- 
lofligkdit der „ssinte mtee", der Kirehe, gegeaftber viel beigetcagen haA, 

*) Le simpUsine: Fegaet «. a. O. S. 17. 

*) Fagnet a. a. 0. S. 9, Ii; den hon sens, den Faguet a. a. O. S. 18 
im wesentlichen mit der paresse d'esprit, der Denkfaulheit, identifiziert. 

Darauf, daß beide Völker, wie Faguet a. a. O. S. 44 hervorhebt, se 
laissent mener par les femmes möchte ich kein entscheidendes Ge- 
wicht legen, 

*) Ins Kcligiüso iibersetzt, ist dieser Politik und Dog^ma gegen- 
über der sozialen Betätigung der Glaubenssätze zurückdränge ade Arne- 
xikuiinaiis liagst untor diesem Schlagwort bekannt. Vgl. Houtin, 
Pam^rioanisme, 1904. K. Braun, Amerikaniemns, Fortsohxitt, Be- 
lonneii, ISOi. 
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^Wildküfan^ smnenfreudig, skrupellos^ hat Nenmann 
in dem interessanten Vortrag/ den er 1903 auf dem 
Historikertag in Heidelberg über die Zusammenhange swi- 
sdieu byzantimscher Kultur nnd itaEamsdier Benaissance 
gehalten hat« den Geist dieser Renaissance genannt^ 
der mit Titanenarmen Glück und GenuA nnd alles 
Gut anf dieser Erde in die diesseitige Welt herab- 
zwingen und in ihr festhalten möchte. — Wir haben 
einen Mann dieses Geistes, einen Vorläufer der italienischen 
Renaissance in Bonifazius VIII. kennen gelernt. 

Küim, sinnlich (man kann auch sagen unmoralisch), 
eitel, skrupellos,^ voll Sehnsuclit nach Erdenglück und 
Erdengenuß/ außerdem aber auch höchst kultiviert^ prak- 
tisch erfahren, wohltätig und menschenfreundlich'^ ist auch 
der moderne Duichschnittsfranzosa Die Amerika Schwär- 
merei nnd die Persönlichkeit des modernen Franzosen 
weisen daranf hin, daß wir nns für die nächsten Jahrzehnte 
noch mancher Überraschungen versehen dürfen^ daß Frank- 
reich in den Anfangsstadien einer neuen Renaissance 
steht Nicht eüier Renaissance im Sinne des Hnmaaismns 
nnd der lehrhaften Verherrlichung der Antike nnd der 
griechischen Philosophie,* der Wissenschaft und Künste — 
sondern einer Renaissance der Freiheit und der Mensch- 
lichkeit Der Freiheit von starren überlieferten Formen 
und Formeln, der Freiheit von jeder beschränkten und 
beschränkenden Autorität, von Religionsparagraphen und 
Glanbenszwang, und der Menschlichkeit im Sinne des 
Wortes Jesus von Nazareth: Was ihr getan habt einem der 
Geringsten unter diesen, das habt ihr mir getan. Die 



C. Naumann, „Hy*«4a'«{aAh<i yMUMi. nnA H^muiwmnt^M^tmM 

in Histor. Ztschr. von Sybel, Bd. 91, N. F. 55 S. StSiE. 

«) Faguet a. a. O. S. 24 ff. 

•) Leg^rete: Faguet a. a. O. S. 17. 

"*) Actif de Corps et paresseux d'esprit. l ag^uet S. 5, 20/21. 
*i Faguet a. a. O. S. 44 (bont^;, 47 (bons et faibies). 
Vgl. Faguet a. a. O. S. 8. 
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Absicht, die Todesstrafe abzuschaffen, ist nur ein Symp- 
tom dieser Bewegung. Eine Erneuerung der Kaltnr 
ist dort im Gange, die die endgültige Iiösiing unseres 
Problems gaider 1a föi sans abdiqaer la raison finden will 
zugunsten der Vernunft Aber nicbt verscliwinden 
sollen Glauben und Glaubensanstali^ sondern nur d ie Kultur- 
funktion der Kirche will der moderne Staat in seiner 
ivuiturmission aufgehen lassen. 

AVas Byzanz nicht vermocht hat, als es das Christen- 
tum zur Mitherrsehaft mit dem Römerstaat als dessen 
Punktionär berief, was die Päp-te des Mittelalters nicht 
vermocht haben, als sie den 8taat zu knechten trachteten, 
was die Reformation nicht Yennocht hat^ als sie die welt- 
liche Obrigkeit zum praecipuum membrom ecclesiae erklärte^ 
das will Frankreich erreichen in dem gewaltigsten Kultur- 
kampf der Güster :^ Die Einheit der Kulturfunktionen 
von Staat und Kirche will FrankreiGh schaifsn in dem 
Kulturstaat, dem sozialen Staat der Zukanft, der nixdit 
nur den Kcdtoiinlialt der Kirche in sich aufzunehmen, 
das Möralgesetz selbst zu verkond^, sondern sich auch 
— um einen Ausdruck Neumanns* zu gebrauchen — das 
kirchliche Element zu verdauen und sich damit zu stärken 
getraut. In ein neues SUidium der Kulturreife will Frank- 
reich die Menschheit führen. 

Die französische Nation wird es am eignen Leibe er- 
fahren müssen, ob die von ihr gefundene Lösung des Pro- 
blems, von dem wir ausgingen, die richtige ist.^ — Ich 
glaube, daß es in der Kenschenseele ruhen wird, solange es 
Menschen gibt, das Problem Garder la foi sans abdi- 
quer la raison. 

Vgl. Sabatier a. a. O. S. 58: La Separation . . . c'est la cldture 
d'une öpoque historique et roiientatioik vera des horiioiis Bouveaux. 

») a. a. 0. S. 227. 

') Man hat bei dem ausgesprochenen Individualismus der Fran- 
zosen alle V^eranlassung, skeptisch zu sein. Auch die zurzeit noch 
anhaltende antiklerikale StrOmusg wird kaum imstande sein, eine 
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Nachwort. 

Schon heute — etwa einundeinlkaLbeB Jahr nach seinem 
Inkrafttreten — kann man das Trennungsgeeetz einen Torso 
nennen. Die Bestimmung des Artikel 25, wonach der Gottes- 
dienst, bevor er stattfinden sollte, polizeilich anzumelden 
war, ist als kleinliche nnd im Zwangswege nicht diiichfalu> 
bare Mafiiegel^ von der Regienmg anf die Opposition der 
Kurie hin fallen gelassen worden.* Auch die Bildung der 
katholischen Kultusvereine, die selbstverständliche Voraus- 
Setzung f&r eine volle Wiiksamkdt des G^etzes, ist nicht 
erfolgt; das Zwangsmittel der Androhung wirtschaftlicher 
isacliteile hat versagt und würde wohl auch nach dem 
11. Dezember 1907 versagt liaben. Daneben spielt die Orga- 
nisation der protestantischen* und israelitischen Kuitver- 
eine kaum eine Rolle. Der einzige positive Erfolg der 
Regierung ist die Abschaffung des Kultusbudgets. Trotz 
der zahlreichen ^Pensions^ und „Allocations" — das bulletin 
* des lois enthält Tausende von Dekreten darüber — schätzt 
man schon jetzt die jährliche Ersparnis an Ausgaben für 

^Partei der Masse" zu bilden. Vgl. hierzu Elsbeth Cohn, Die poli- 
tische Arbeiterbewcp^uii^ Frankreichs in den letzten Jahren (Archiv 
für Sozialwiss* iiscliaft und Sozialpolitik Bd. XXIII, N. F. 6 V Heft 2 
1906 ö. ö7öffj. Auch nach Faguet (a. a. O. S. 35) ist der Franzose ein 
ennemi de toute collectivit^ (de par sa vanit^). 

^) längesehaift wurde sie xuMlunats in den Zixkakren Tom 
1. und 10. Deaember 1906 (abgedruckt bei S&gmtlller a. a. 0. 

s.xcvn XL ovnff.). 

*) Im Oesetz über die Neuregelung des Versammlungsrechts vom 
28. März 1907 (veröffentliclit im Journal officiel vom 29. März 1907), 
wonach alle Versammlungen frei sind und keiner Anzeige bedürfen 
^abgedruckt bei SägraüUer a. a. 0. S. CXXXIX). Sie war noch 
enthalten in Art. 4 der Novelle vom 2. Januar 1907, vergi. unt<;n S. 47. 

Diese erreichte sogar, daß Gftterttbertragungen an sie, die 
nach dem II, Deiember 1906 bona fida Torgenommen woideii wann, 
für gültig erklftrt wurden. 
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6h>ttesdieQ0i und Gehalte der Geistlichen auf ca. 50 Mil- 
lionen Franken.^ Die negativen fiifolge der Regierang 
sind aoB den Tagesseitongen bekannt; die B&nmnng der 
Seminaie nnd BischofapalaBte wnide mit bemerkenswertenn 
Eifer betrieben. Am 20. Dezember 1906 wnxde das berühmte 
Seminar Saint^nlplce in Paris geräumt;' es soll znr Ver^ 
gröfiening des Lnzembonrg-Museiinis dienen, die übrigen 
Seminare^ süileii teils Schulz wecken, teils als Museen zur 
Verfügung gestellt werden. In Vesoul, in Toulouse und 
an anderen Orten kam es bei den Räumungen und Aus- 
zügen zu ernsteren Zwischenfällen. Den Gottesdienst 
zu dulden, war die Regierung stets entschlossen, auch 
wenn sich Kultusvereine nicht bilden würden. Ein Avis 
du Conseil d'Etat vom 31. Oktober 1906 hatte sich in 
diesem Sinne ausgesprochen, und ein Circulaire des Ministers 
des öffentlichen Unterzichts^ der schönen Künste und der 
Kulte vom 1. Dezember 1906 an die PrKfekten^ hob ans- 
drüßklich hervor, daß die Adeptes d*nne religion in diesem 
Falle ne sont pas pour cela privfa da droit du pratiqner 
lenr leligion — nnd zwar Öffentlich auf Grand der Ver- 
sammlungsfieiheit. Die Enteignung der Kirchenge- 
bllttde zu "Wohltätigkeitszwecken hätte nach der zitierten 
Ausfuhrungsbostimmung bis zum 11. Dezember 1907 hinaus- 
geschoben werden können, und Kultusminister Briand hat 
diese Ansicht mehrfach vertreten — in der iloifnung, der 
Papst werde die Bildung von Kuitusvereinen auf Grand 
des allgemeinen Versammlungs- und Vereinsreclites ge- 
statten. Als die Kurie dies abgelehnt hatte, beschloß die 

Die dvanik Abschaffung des Kidtusbud i^ets jedes Jahr verfOgber 

werdenden Summen sollen nach. Art. 41 des Trennux^psg^etzes unter 
die Gemeinden au prorata du contingent de la contributioii lonoi^ 
(Grundsteuer) des propriöt^s non bäties verteilt werden. 

') Frankfurter Zeitung vom 21. Dezember, erstes Morgen blutt. 

') Am 14. Dezember 1906 wurden allein in Paris 43 Seminare 
geräumt. 

*; Abgedruckt bei Sägmüller a.a.O. S. XüViift. 
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Regierung^ den Artikel 9 des Gesetees wieder in voller 
Kraft -wirksam werden zn lassen nnd die Ansführungsbe- 

Stimmung des Staatsrats durch Gesetz zu beseitigen. Diese 
Novelle zum Trennungsgesetz vom 2. Januar 1907* 
bestimjnt in ilirem erst^^n Artikel, daß überall da, wo sich 
keine Kultusvereme gebildet haben, Staat, Departements 
und G-emeinden endgültig nnd frei über die in ilirem Eigen- 
ttim stehenden Paläste der Erzbischöfe und Bischöfe, über 
Pfarrhäuser nnd Seminarien verfügen können.* Wo keine 
Pfarrhäuser bestanden, kommt anch die Pflicht der Ge* 
meinden, dem Pfarrer eine WohnnngsgeldentBchädigung zu 
zaMen, in Wegfall Die Ffarrhäaser können an die seit* 
herigen GeisÜlehen vermietet werden^ aber aar mit €^ 
neimiignngderFr&Eekten. Der zweite Artikel spricht die Ent- 
eignung aller Kirchengtlter' ans. Der dritte Artikel 
entzieht allen GbistUehen, die nach Ablanf einee Monats 
den Gottesdienst fortsetzen, ohne den Bedingungen des. 
Tronnungsgesotzes oder dieses Gesetzes jSfenügt zu haben/ 
die gesetzlichen Zuwendungen (ca. 16000 Geistliche). Femer 
Süllen die Kirchen, die meist den Gemeinden gehören, und 
das Kirchenmobilar im Besitz der Gläubigen und der Geist- 
lichen bleiben, die nach dem Trennungsgesetz oder dem 
Vereinsgesetz vom 1. Juli 1901 oder dem Versammlungs- 
gesetz vom 30. Juni 1881 einen Kultusverein bilden oder 
den Gottesdienst ausüben (Art. 4, 5). Damit hat die 

La seoonde loi de Separation de l'^lise (?) et de Tötat du 2 Jan- 
Tier 1»07 (abgedruckt bei Sägmüller a. a. O. S. CXff.). 

*) Becouvreront ä titre df^finitif la Ubre disposition des arche- 
v^ch^s etc. qui sont leur propri^tö et dont la jouissance n'a pas 6tö 
rtelam6 par une association. 

*) Les biens des ötablissementfl eodösiastiques qui n*oiit pMl M6 
rtokmto par das aasociatioiis — senmt attriboto ii^ tItre d^Mhiitifi dte 
la pKomulgatkni da la pvteente loi, am dtabliasemants oommnnanx 
d'assisluioB oa de Inenfaiaaaoe. 

*} Qui continuonmt k exercer leurs fonctiuis dans les circon- 
Bcriptions eccl^aiastiques oü n'auront pas hth remplies les conditions 
pr^vues soit par la loi da 9 Döcembre 1905 soit par la pröseate loL 
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Küche alle nicht unmittelbar für den Gottesdienst bestimm- 
ten Güter (ca. 600 Millionen Frcs. Wert) schon jetzt definitiv 
verloren. — Auch die Novelle vom 2. Januar 1907 hat der 
Papst in der Ensyklika „IJne fois encore" vom 6. Januar 
1907^ verworfen. Die aus der Novelle sich ergebende Mög- 
lichkeit, Verträge abzuschließen, nach denen der Bürger^ 
meister oder Präfekt als Vertreter der Gemeinde oder des 
Staats den Piarrem die Nutznießung der Kirchen — etwa 
auf die längstmöf^liche Dauer von 18 Jahren, bis zu welclier 
Zeit nach franzosiscliem Staatsrecht die Gemeinde öffentlich- 
rechtliche Verträge, ohne Oenehraierune^ des Präfekten ein- 
zuholen, abschließen kann — unentgeltlicli samt der Polizei 
innerhalb der Kirche^ solange die Buhe nicht gestört wird, 
überließ,* mußte von vornherein an der Erwägung scheiteiTi, 
daß die GeLstLichen nicht in der Lage waren, personlicli für 
die Unterhaltungskosten zu haften und diese aufzubringen. 
Als dann die offiziellen Bedingungen der Begtening^ die in 
den Vertragsformularen Ausdruck fanden, durch ein Rund- 
schreiben des Kultusministers vom 3. Februar 1907 * be- 
kannt -wurden, erklärte der Vatikan auch diesen Ausweg, 
den Gottesdienst auf gesetzlichem Wege geordnet aufrecht 
zu erhalten, für unannehmbar; insbesondere war die Be- 
dingung, daii keine Ausländer und keine ^Mitglieder auf- 
gelöster oder nicht autorisierter Orden als Pfarrer angestellt 
werden dürfen, schroff abgelehnt worden. 

Der Prozeß Jonin iind die Veröffentlichung der Mon- 
tagnini-Papiere haben die Entwicklung zum vorläufigen Ab- 
schluß gebracht Dem Kenner der Verhältnisse haben sie 
nichts „enthüllt". Daß der Vatikan „mit Hochdruck ge- 
arbeitet hat, um die katholische Welt Frankreichs einschließ- 
lieh der G^tlichkeit zum Widerstand gegen das Trennungs- 



') Abgedruckt und übersetzt bei Sägmüller a. a. O. S, CXII ff. 
Aktenstttcke über den Pacht der Kirchen bei Sägmüller 

a. &. o. s. cxxvnff. 

*) Abgedruckt bei Sägmüller a. a. 0. S. CXXIXfE. 
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geeete zu treiben^/ und zwar tot tind nach Erlaß des 
QeBtAaeß, war von seinem Standpunkt ans betraditei^ sein 
gutes Recht und eine Ifingst bekannte Tatsache. Der Abbö 
Jodn ist wegen tbertietnng des Art. 25, 29 des Ttemrangs- 
gesetzes mit 16 iVcs.* peine de simple poIice bestraft wor- 
den. Nichts ist charakteristischer als das Ergebnis dieses 
die gesamte Kulturwelt woclienlang in Spannung iialtenden 
Prozesses. Ein Prozeß wegen einer Übertretung, welche 
die französisclie Regierano: in Hunderten von FäUen nicht 
verfolgte, wegen eines Tatbcsl rutdps, den dieselbe Regierung 
durch da? die AnmeldeptLLcht für öltentliche Kultus Versamm- 
lungen beseitigende Gesetz nachträglich selbst für nicht 
strafwürdig und strafbar erklärt hat. Die Durchführung 
dieses Prozesses muß also einen besonderen Zweck gehabt 
haben. Er sollte eine Gelegenheit bieten, durch Veräffent- 
Udrang der Montagnini-Papiere die Politik des Vatikans 
bloAEustellen. Das ist gelungen. Ob aber zum Schaden des 
Vatikans und der katholisdien Kirche? Kein gerecht den- 
kender Mensch wird den Vertretern der kirchlichen Inter- 
essen in der Trennungssache das Recht der Notwehr vor- 
enthalten können. Der Kampf hat das französische Tren- 
nungsgesetz geboren, ohne Kampf wird es nicht aufrecht- 
zuerhalten sein. Es zeigt sich hier wiederum deutlich, 
daß Recht Macht ist, physische, moralische und Wirtschaft- 
hche Macht, Zurzeit verfügt der Staat in Frankreich über 
diesen Machtkomplex. Eine sich mit Senat und Regierung 
eins wissende Kammermajorität hat über das Schiokfial der 
katholischen Kirche in Frankreich entschieden. — Welches 
aber ist dies Schicksal, welches ist das Ergebnis des sich 
durch die letzten Deaennion hinziehenden Kampfee für 
Kirche xmd Staat? 

Die Kirche als Kultusanstalt' liegt enteignet und 

^) Frankfurter Zeitung vom 14. Apiü 1907, 1. Morgeobktt S. S. 
*) Nach einer Zeitungsnachricht. 

*) Les ^lAblissements pubUcs da culte sont supprimes (Art. 2 des 
TrennungsgEisetzes). 

Frl«drlo]i, JH» Trenmng ywh 8tM( «ad lOrdhe. 4 
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entreoktet am Boden« Sie ist ihrer öffentlich-reclitliclieii 
Befugnisse beraubt, zum Phvatverein degradiert. Sie ist 
von ihrem seitiheiigen Platz an der Seite des Staats zn 
dessen Füllen gestoben worden. Der allmfichtige nnd aUein^ 
seligmachende Staat liat die Rechtsfonktion der Kirche an 
sich gerissen. Er allein produziert von nnn an Kirchen^ 
recht als Staatskirohenrecht^ richtiger ab ^Staatsrecht^ den 
Knltos betreffend'^; was seither von MrchUeben Bingen 
noch kirchenrechtlich (= kirchlich rechtlich) geordnet war, 
ist jetzt Bestandteil des Privatre(-hts ^reworden oder aus 
dem Bereich des Rechts entfernt, zur praktischen Theologie, 
zur kirchüclioii Sitt^ verblaßt. Die Kii'che hat iin^rehener 
an Prestige eingeblißt, hat einen gewaltigen Verlust an 
sozialer Macht, moraliscli und wirtschaftlich, zu verzeichnen. 
Die pensionierten Bischöfe darben bei 1500 Frcs. Pension. 
Die in den Ruhestand versetzten oder mit Subvention auf 
mehrere Jahre versehenen G^eistüchen können ihren Unter- 
halt nicht bestreiten und müssen sich nach anderen Be- 
rufen umsehen, soweit sie ihre Gemeinde nicht alimentiert 
Selbst in zeichen Departements gehen Pferrstellen ein^ wie 
Pins X. mit tiefem Schmerz festgestellt haty weil die Mittel 
zur Besoldting der Geistlichen nicht zur Verfügung sind. 
Und was das Schlimmste ist: der religiöse liidifferentismus 
der Franzosen wächst, der Volksreligion droht die G«- 
faki des Verschwindens. Das ist um so bedenklicher, als die 
Irreligiosität, die im wesentlichen „Akatholisierung^ be- 
deutet, in Frankreich fast immer der Vorbote eines Bür- 
gerkriegs gewesen ist,^ denn das mm i-politische Gleich- 
gewicht der Franzosen ist ein äußerst labiles: „Le Fran^ais 
est essentieliement homme de guerre civüe."' Dann zieht 



*) Vgl. hierzu Gr. Noblemaire, Concordat oti sepaiation, 1904, 
8. 172C B. Graudeau, L'6glise et F^tat laique, Separation ou accord? 
ibadie de prindpes, 1905, S. 18 ff., 71 ff. 

*) Faguet a. a. 0. S. 4. A. Baadrillart, Quatre oents ans de 
Onuxndatf 1906, S. 852ff. 
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mit der freordneten Herrschaft vielleicht auch wieder der 
oflizielle Katholizismus ein; denn der iranzosenkenner 
l^apoleoa Buonapajrte liat gesagt: „Un peuple athö^ on ne 
le gouveme pss, on le mitraille.'^ 

Fragen wir uns znm Schlüsse, ob das weltgeschicht- 
Hche Ereignis der Tremrang von Staat und Kirche in Erank- 
reicüi vielleicht selbst nur symptomatisch zn erfassen isl^ 
irgendwie ontergebiacht werden kann in den Ideenkrelsen^ 
unter den Prinzipien^ die die moderne Welt bewegen, so 
scheint es mir ein soziales Ereignis im eminentesten 
Sinne des Woirtes zu sein. Dem Schrei nach Erlösung in 
den Zeiten des Urchristentums, dem Ruf nach Reform der 
daraus entstandenen Heilsanstalt ist in unseren Tagen eine 
Forderung gefolgt, die zwar des supranaturalen Glanzes 
der vorangegangenen entbelut, aber ebenso intensiv die 
Menschheit durchzittert wie jene: die Forderung sozialer 
Crerechtigkeit:' 

Die eine der basaltenen Grundsäulen des Christentums 
„liebe deinen Nächsten wie dich selbst" hat der Staat der 
Kirche entrissen und will sie allein dundi Arbeiterhände 
stützen lassen, allein die sich daraus ergebenden sozialen 
Verpflichtungen im Gksetzeswege erfäUfin, allein, ohne den 
Beistand der Eirche. Er hat das christliche Prinzip der 
Nächstenliebe, des Schutzes und der Eürsorge für die 
wirtechaftlieh Schwachen, die geseUschaftJich Niedrigen, 
die Armen, Kranken, Invaliden, die Iffilflosen und der Heran- 
bildung auch der G-eri niesten zu höherer Bildung und 
Gesittung ganz m sich auigenommen, zum integrierenden 
Bestandteil seiner selbst gemacht. Es ist der erste Ver- 
such, die urwüchsige Arbeiterkraft des vierten Standes, 
der in die Parlamente einzieht, mit der Milde des Chiisten- 
tmus zu umkleiden und unter Verwertung der hohen Kultur 



^) Der Begzifi ist nicht sa defixiitten. AmnAchstenlrainmtsdnein 
bihalt dio üxnselureibiiiig: Sferebm nadh Anfiiahme (chxisllioh-)flitt- 
Uoher MotiTe in das Becht, 

4* 
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Frankreichs die Mensohhieit zu einer neuen E/enaissance zu 
führen. Die Glaubensanstalt dagegen und den kon- 
fessionellen Gottes glauben -~ die andere basaltene 
Gnmdsänle des ChnstentoniB — hat er in PrivatTereine 
▼erbaonty sie des öffentlidL-rechAHölien Charakters ent- 
kleidet Dnroh das französische TremnmgsgesetE ist dieser 
Gedanke zum ersten Msle sum nnzweidentigen gesets* 
liehen Ansdrack gebracht worden. — 

Die Trennung von Staat imd Kirche in Frankreich ist 
ein Exporimcnt, das Frankreich für die ganze Kulturwelt * 
gemacht hat, wie schon so inauches audoie. Ich bezweifle 
abbi, üb man es mit Paul Sabatier^ une experience nou- 
velle nennen kann, dont les autres nations pourront tirer 
de nombreux enseignements. In Deutschlanrl jedenfalls 
können die Lehren, die Sabatier im Auge hat, zurzeit noch 
nicht daraus gezogen werden« Freilich ist die Trennungs- 
idee audi in Deutschland, übrigens auch in der Schweiz, 
Norwegen, Holland modern, und in der theologischen 
und kirchenrechtlichen literatnr* kann man lesen^ dafi sie 
das Ideal der Zukunft sei Der politisdie KatfanUzkmns 
ans der Mitte des vorigen Jahrhunderts hatte sie, nnd ein 
Teil des protestantischen liberalisnras unserer Tage, z. B. 
der in letzter Zeit vielgenannte F&rrer Korell nnd seine 
Gesinnungsgenossen haben sie auf ihre Fahne geschrieben. 
Aber: Videant clerici, ne detrimentum capiat ecclesia möchte 
man diesen Geistlichen zurufen. Die Trennungsfrage kann 
zur Existenzfrage für die deutschen Landeskirchen wer- 



^) In Brasilien, Kuba, Mexiko ist sie tataiohlich schon durch- 
geführt. Ftir Brasilien vgl. P. Schlitz in Stimmen aus Maria-Laacli 
.70, 1906, »S. StUff, In der Schweiz iat sie in diesem Jahre im Kau ton 
Genf — mit geringer Majorität — durch Yolksabstimmung beschlossen 
worden. 

*) A propos de la Separation etc. S. 1. 

•) Vgl. z.B. E. Troeltsch, Die Trennung Ton Staat und Kirche 
«BW. (Akadem. Bed.) Heidelberg 1906, S.84. Otto Ifayer, Prot 
Beel-Ens. 8. AaSL Artikel „Staat und SJxehe^ 
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den.^ Erstens wird zu erwägen sein, ob die konsequent 
durchgeführte Trennung der evangelischen Kirche vom 
Staat, der sie jetzt kraft seines kirchenhoheitUchen Ober- 
aufsichtsrechts sehütet und fördert, ihr seme Macht und 
sein Ansehen, wenn es nottnt, aar Verfägimg steiit, nicht 
eine moralische Sohadignng der Kirche bedeaten würde. 
Man denke nnr an eines: das Umdesherrliche Kirchen- 
regimenty das nach seiner Entstehung mit allen WnrBdn 
nnd nach seiner Entwickhmg mit allen Fasern dem deut- 
schen Staate verbunden ist^, würde verschwinden, denn daß 
ein König als Kultusvereinspräsident figurierte, ist 
doch nicht wohl denkbar. Leicht könnte das Wort eines 
Kirchenhistorikers ,^ der eine geistreiche Studie über die 
Entstehung des Proljleins Staat und Kirche geschrieben 
hat, "Wahrheit werden, daß die deutschen evangelischeu 
Landeskirchen von ihrer derzeitigeQ Höhe zu bespöttelten 
Konventikeln herabsänken. 

Aber auch wirtschaftlich wird kaum eine protestan- 
tische Landeskirche in Deutschland die Tmmnng ertragen 
können. Die dsutsdie evangelisohe Kirche ist arm an GHitem 
dieser Welt Sie kann ohne einen ganz erheblichen Staats- 
zuschoß^ ihre Oeistüchen nicht besolden. Die Kapitalisie- 
rung dieser vom Staate äbemommenen Yerbindlicfakeiten 
wurde den Staat bankerott machen. Die Weiterzahlung der 
Zuschüsse würde mit dem Prinzip der Trennung in Wider» 
Spruch stehen und den Kultusvereinen — aller Konfessionen 
natürlich — eine Waffe in die Hand gebeu^ die, wie das 



*) Ebenso P. Drews, Der Einfluß der gesrllschaftlicben Zustlade 
tuf das kirchUche Leben (Ztschr. f. Theol. u. K. XYI), 1906, S. 80. 

•) Das man aber trotzdem — juristisch — nicht al? ein „Staat* 
lichea** bezeichnen kann, wie iCger, Das Wesen der deutschen Volks- 
kirche, Gießen 1906, S. 36 ff. tut. 

*) Köhler, Die Entstehung des Problems St^t uad Kirche, 
Tttbhigoi 1908, S.86. 

*) Iii Hflssen betilgt er soneit fttr die evangeliiMihe Kirohe 
810000 Hk. und fOr die katholisehe 171879 Mk. 
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Beispiel von Belgien iMog^ gegen* den Staat geoEiobtet und 
ihm geföhrUoh werden lomn. Und wenn sich die Staats- 
regieiningen, die der Trennung zustreben^ einbilden, damit 
der katholischen Weltldiche in Dentschland einen Schaden 
zuzufügen, so sind sie in gewaltigem Lntnm befangen.^ 
Vor allem ist die katholische, politisch nnd religids in der 
Hauptsache geschlossene Organisation in Deutschland auf 
die Trennung vorbereitet, während sich die evangelische 
in kii'chenpolitischen Parteikämpfen selbst zerfleischt. Dann 
aber bedarf der Katholizismus nach der Entwicklung, die 
er in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts genommen 
hat, überhaupt in weit geringerem Maße der ergänzendeu 
oder helfenden Macht oder des Ansehens des Staats als der 
Protestantismus. Wenn auch der Staat nach wie vor 
ein wichtiges Glied der Weltordnung nach katholischer 
Anschauung bildet, wenn auch die Ansprüche der katho- 
lischen Kirche selbst auf weltliche Macht unter der Asche 
des Gkibäudee glimmen mögen, das die gewaltigen Päpste 
des MitteUlters gezimmert hatten, so hat sie sich doch für 
alle Fälle ein Werkzeug geschmiedet, das wirkungsvoller 
ist als staatliche Macht und staatHöhes Recht. Schritt für 
Schritt ist sie auf der Bahn der Zentralisation dem Ziele 
näher gekommen, das Ulrich Stutz bezeichnet hat als die 
Spiritualisierung des Kirchenrechts. Mag ein Staats- 
gesetz das Kirchenrecht) das kirchliche Recht verschwinden 
lassen, die Kirch ensfewalt im "Rechtssinne negieren, — die 
Seelen der gläubigen Katholiken bindet ein anderes, ein 
göttliches Kirchenrecht, das in dem durch das Vaticanum 
geschaffenen Universalepiskopat des Papstes und seiner Tin- 
fehlbarkeit die letzten Konsequenzen seiner Eigenart ge- 
zogen hal Von dem heiligen Vater in Rom laufen ge- 
heimnisvolle Eäden in das Herz jedes Dieners, ja jedes An- 
gehörigen der Kirche^ die ihn fester umschließe als staat- 
liches Becht. 

\i Ebenso Hinschius, Verhältnis von Staat und Kirche in 
yon Ma<^uardsens Handbuch des öffentlichen Kechts, S. 264 ff. 
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Und noch ein staatspolitischer Ghesichtspunkt Der 
große Einfluß des politischen Katholizismus in den deutschen 
Parlamenten ist notorisch. Er wird noch wachsen im 
Falle der Trennung von Staat und Kirche in Deutschland.. 
Nicht nur werden manche Staatsgesetee verschwinden 
müssen, die sich gegen geistlichen IGfibrauch bei staatlichen 
"Wahlen usw. richten. Die Kirche, in die Märtyrerrolle 
gedrängt, wird auch das Vortrauen derjenigen Kreise wieder- 
gewinnen, das sie in ilirer derzeitigen Maclitstellung verloren 
hat: des liberalen Katholizismus. Sie wird noch mehr als 
seither ilire Woi-tfülirer in dw Parlamente schicken. — 

Dieser G-edanke leitet uns wieder auf Frankreich 
zurück. Wie wird es dort werden mit dem passiven po- 
litischen Wahlrecht der Geistlichen. Nach seitherigem 
Kecht konnte der Gütliche nicht innerhalb seines Sprengeis,. 
sonst aber, mit Ausnahme der Erzbischöfe, Bischöfe und der 
proteetantischen Konsistorialprftsidenten^ unbescluriüikt in 
die Kammer gewählt werden; er mußte aber wegen Un- 
vereinbarkeit der Pflichten, sein Amt niededegen, wenn er 
vom Staat besoldet war. Diese Besoldungen kommen 
in Bälde ganz in WegfslL Was wird die Folge sein? Die 
katholischen Q-eistlichen werden trotz allem in das Parlament 
einziehen. Die Frage der Trennung von Staat imd Küche 
wird eine Frage der Parlamentsmajoritäten bleiben,^ 
und die Trennungsidee bei jeder neuen Deputierten wähl 
in Greiahr geraten, in ihi' Gegenteil vervv;nidelt zu werden. 
Wie dem aber auch sein mag, entwicklungsgeschichtlich 
betrachtfit ist für uns Zuschauer die Trennung von Staat 



^) loli bexichtige aa diamr Stelle einen DrockfalUer in meiner 
Schrift über Abb politisohe Wabliecht der Qeistlidlien (Gieflen IM). 
Es muß S. 8 Anm. 2 statt „auch" „nicht" helBen. 

") Der französische GesetriE^eber hat diese Gefahr erkannt und 
deshalb in Art. 40 des Trennungsgesetzes bestimmt, daß die Kultus- 
diener wenigstens in den Gemeinderat der (Icmfinde, wo sie ihr geist- 
liches Amt bekleiden, für die nächsten 8 Jahre von Publikation des 
Gesetaes «n nicht gewihlt wtrden. können. 
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und Eiroha in IbnnkxeiQh eine Episode in der Welt- 
geeoihiclLta "Wie Sabotier in der Yoraede zur zweiten Auf- 
lage seines mehrerwSlinten Buches sagt: Les affaaies de 
I^raace ne sont qu^nn fpisoda Aber das Wichtige dabei 
ist moht^ wie Sabatier f ortßtlirty daß der Papst dxuoh seine 
das Trennimgsgesetz Terdammende Enzyklika entschieden 
hat, die Demokratie sei eine Ketzerei, sondern daß er da- 
mit gesagt hat: der den Gottesglauben in die Kultusver- 
eine verweisende alleinseligmachende Staat ist eine 
Ketzerei, der Gottesglaube „läßt sich eben nicht mit dem 
Zweck einer Aktiengesellscliaft vergleichen'^ (Kahl). 




Dmdc TOB 0. 0. BBder O. m. b. H., Leipzig. 
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C G. Roder G. m. b. W„ Leipzig. 
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